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1 Einleitung 

Auf Grundlage des Beschlusses des Landtages Sachsen-Anhalt vom 20.10.2006 wird dieser 

Bericht zur Stadtentwicklung und zum Stadtumbau Ost sowie zum Mieten- und Wohnungs-

markt in Sachsen-Anhalt vorgelegt. Der vorliegende Bericht besteht aus zwei Teilen. Der ers-

te Berichtsteil umfasst die Kapitel zwei und drei. Kapitel zwei widmet sich ausschließlich der 

Berichterstattung zum Programm Stadtumbau Ost, während das nachfolgende Kapitel die 

außerhalb dieses Programms in Sachsen-Anhalt existierenden Förderprogramme und -ansätze 

im Bereich Städte- und Wohnungsbau detailliert beschreibt. Dieser Berichtsteil wurde vom 

Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr erstellt. 

Der zweite Berichtsteil, bestehend aus Kapitel vier bis acht, ist der Versuch den Miet- und 

Wohnungsmarkt Sachsen-Anhalts in seiner gesamten Komplexität zu erfassen. Dies schlägt 

sich in der Struktur des Berichtes nieder. So werden zunächst die ökonomischen Rahmenbe-

dingungen beschrieben und nachfolgend über Wohnungsangebot, Wohnungsnachfrage und 

die daraus resultierende Wohnungsmarktsituation berichtet. Über die Beschlussfassung des 

Landtages zur Berichterstattung zur Mieten- und Wohnungsentwicklung in Sachsen-Anhalt 

(Drucksache 5/9/283 B) hinaus wurden von den Berichterstattern für die Marktsituation als 

wesentlich angesehene Kennziffern ergänzt. Der zweite Berichtsteil wurde von der Investiti-

onsbank in Kooperation mit dem Institut für Strukturpolitik und Wirtschaftsförderung ge-

meinnützige GmbH (isw Institut) erstellt. 
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Berichtsteil I: Bericht zur Stadtentwicklung und zum Stadtumbau Ost 
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2 Stadtumbau Ost 

 

2.1 Gebietskulisse und Bearbeitungsstand Stadtentwicklungskonzepte (konzeptio-
nelle Grundlagen) 

Gemessen an der Zielstellung, die das Programm „Stadtumbau Ost“ verfolgt, konzentrieren 

sich die Probleme, die damit bewältigt werden sollen, in den Städten. Davon ausgehend hat 

das Land Sachsen-Anhalt bereits im Jahr 2001 die Städte aufgefordert, Stadtentwicklungs-

konzepte zu erarbeiten. Bei der Auswahl der Städte spielten vor allem raumordnerische As-

pekte eine Rolle. Berücksichtigt wurden grundsätzlich Kommunen mit einer zentralörtlichen 

Bedeutung oberhalb von Grundzentren (Oberzentrum, Mittelzentrum mit Teilfunktion eines Oberzent-

rums, Mittelzentrum, Grundzentrum mit Teilfunktion eines Mittelzentrums) Die Erstellungen der Konzep-

te wurden mit Fördermitteln des Landes unterstützt.  

Die bisherige Evaluierung hat diese Auswahl der Gebietskulisse zur Umsetzung des Pro-

gramms „Stadtumbau Ost“ bestätigt. Entsprechend ihrer Problemlage haben größere Städte in 

ihren Stadtentwicklungskonzeptionen in der Regel auch mehrere prioritäre Gebiete ausgewie-

sen. Vielfach sind die bisher in der Stadtsanierung vertretenen Gebiete auch Stadtumbauge-

biete geworden. Dies ist insbesondere Angesichts der Zielstellung der Stärkung der Innenstäd-

te eine logische Verfahrensweise. 

Von den 42 Stadtumbauprogrammstädten haben sich nach entsprechendem Aufruf einige 

Städte zur Teilnahme an der Internationalen Bauausstellung Sachsen-Anhalt 2010 (IBA) be-

worben und sind nach hinreichender Profilierung ihres Themas durch den IBA-

Lenkungsausschuss und das IBA-Kuratorium bestätigt worden. 
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Karte 1: Stadtumbaustädte 
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Das Bund-Länder-Programm „Stadtumbau Ost – für lebenswerte Städte und attraktives Woh-

nen“ trägt dazu bei, trotz rückläufiger Bevölkerungszahlen und dauerhaftem Wohnungsüber-

hang die Attraktivität ostdeutscher Städte und Gemeinden als Orte des Lebens und Arbeitens 

zu sichern und zu erhöhen.  

Die Erarbeitung und Fortschreibung von städtebaulichen Entwicklungskonzepten (SEK), die 

ausgehend von gesamtstädtischen Stadtentwicklungsstrategien und unter Berücksichtigung 

der unterschiedlichen Akteursinteressen, die Ziele und Maßnahmen des Stadtumbaus definie-

ren und die Stadtumbaugebiete räumlich festlegen, ist eines der zentralen Handlungsfelder des 

Stadtumbaus. Sie sind eine unabdingbare Voraussetzung für die Umsetzung des integrierten 

Ansatzes im Programm Stadtumbau Ost, der darin besteht, städtebauliche und wohnungswirt-

schaftliche Aspekte miteinander zu verbinden.  

Integrierte städtebauliche Entwicklungskonzepte zielen darauf ab, Maßnahmen des Stadtum-

baus in eine langfristige, auf die Gesamtstadt ausgerichtete Strategie einzubinden. Damit soll 

zum einen eine nachhaltige Stadtentwicklung ermöglicht werden (stadtplanerisches Ziel) und 

zum anderen eine Stabilisierung des Wohnungsmarktes durch eine Reduzierung des Überan-

gebotes an dauerhaft nicht mehr benötigtem Wohnraum erreicht werden (wohnungswirt-

schaftliches Ziel). Die Konzepte können so dazu beitragen, Zielkonflikte rechtzeitig zu erken-

nen, Fehlinvestitionen zu vermeiden und Stadtentwicklungsprioritäten im Konsens festzule-

gen. 

Im Rahmen der Novellierung des Baugesetzbuches (BauGB) im Sommer 2004 wurden die 

Erfahrungen mit dem informellen Instrument „Integriertes Stadtentwicklungskonzept“ auf 

eine rechtliche Grundlage gestellt. Kommunen können danach auf der Basis eines von der 

Gemeinde aufzustellenden städtebaulichen Entwicklungskonzeptes (gemäß § 171b BauGB) 

das Stadtumbaugebiet durch Beschluss festlegen. Die Festlegung von Stadtumbaugebieten ist 

Voraussetzung für die Förderung im Programm Stadtumbau Ost.  

Die städtebaulichen Entwicklungskonzepte sollen wichtige Leitvorstellungen für die Entwick-

lung der Stadt und ihrer Teilräume enthalten. Grundlage dafür ist eine fundierte Situations-

analyse wie auch eine Abschätzung der künftigen Bevölkerungs- und Wohnungsmarktent-

wicklung. Im Einzelnen enthalten die Konzepte sowohl Prognosen u. a. zur Einwohnerent-

wicklung, Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung wie auch eine differenzierte Darstellung 

der aktuellen und künftigen Wohnungsmarktentwicklung. Darauf aufbauend erfolgt eine Be-

schreibung der Ziele für die gesamtstädtische Entwicklung und eine Festlegung von Schwer-

punktgebieten für den Stadtumbau. In die Entscheidung über die erforderlichen Umstrukturie-

rungsmaßnahmen sollen alle notwendigen Akteure der Stadt möglichst frühzeitig einbezogen 
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werden. Die Erarbeitung der Konzepte stellt deshalb nicht nur vom Inhalt, sondern auch vom 

Verfahren her einen äußerst komplexen Prozess dar. 

In Sachsen-Anhalt liegen seit dem Jahr 2002, bereits vor Beginn des Programms Stadtumbau 

Ost, von 44 Städten (SEK-Städte) Stadtentwicklungskonzepte vor, die Grundlage für den 

Stadtumbau und seine Förderung sind. Nach den Fusionen der Kommunen Bitterfeld-Wolfen 

und Dessau-Rosslau ist nunmehr von 42 SEK-Städten auszugehen. 

Die Stadtentwicklungskonzepte wurden inzwischen von 26 Kommunen fortgeschrieben bzw. 

befinden sich derzeit vor dem unmittelbaren Abschluss der Fortschreibung. Mithin verfügen 

ca. zwei Drittel der Kommunen über aktuelle Konzepte zum Umbau ihrer Städte. 

Laut Befragung von Stadtumbau Ost Kommunen durch die Bundestransferstelle Stadtumbau 

Ost 2006 liegen die Kommunen im Land Sachsen-Anhalt, verglichen mit den anderen neuen 

Bundesländern, bei der Fortschreibung der Stadtentwicklungskonzepte im Mittelfeld. Die 

Ergebnisse der Befragung waren zwar bereits Bestandteil der letzten Berichterstattung. Da es 

hierzu jedoch keine neueren Daten gibt, sollen die Aussagen aufgrund ihrer Bedeutung für 

diese Thematik an dieser Stelle nochmals dargestellt werden. 

Als Grund für die Fortschreibung wird von rund 40% eine Anpassung an die aktuelle Bevöl-

kerungsentwicklung angegeben. In rund einem Fünftel der Fälle war die Leerstandsentwick-

lung stärker als erwartet.  
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Abbildung 2-1: Gründe für die (Teil-)Fortschreibung des Konzeptes 
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H38 Auswertung Befragung  G(1)

Quelle:  Bundestransferstelle Stadtumbau Ost, Befragung 2006

IfS Institut für Stadtforschung
 

In beiden Fällen liegen die Prozentsätze im Land Sachsen-Anhalt ebenso hoch wie in den 

übrigen Ländern. Weit häufiger als in den übrigen Ländern, nämlich in rund 38 % der Fälle, 

hat man im Land Sachsen-Anhalt eine Überprüfung oder Neuformulierung der gesetzten Ziele 

vornehmen müssen. In eine ähnliche Richtung zielt die Angabe von rund 11 % der Befragten, 

eine Anpassung an veränderte wohnungswirtschaftliche Vorstellungen sei der Grund für die 

Fortschreibung gewesen. Veränderte Vorgaben des Landesministeriums spielen im Land 

Sachsen-Anhalt eine relativ geringe Rolle. 
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Abbildung 2-2: Fortschreibung des SEK oder Änderung der Ziele 
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H38 Auswertung Befragung  G(2)

Quelle:  Bundestransferstelle Stadtumbau Ost, Befragung 2006

IfS Institut für Stadtforschung
 

Entsprechend der Baustruktur, die im Land Sachsen-Anhalt stärkere Anteile im Altbaube-

stand aufweist, werden die räumlichen Schwerpunkte bei der Aufwertung stärker im Bereich 

der historischen Altstadt, der gründerzeitlichen Stadterweiterung und der innenstadtnahen 

Bestände gesehen. Beim Rückbau spielen sie hingegen nur eine ganz untergeordnete Rolle. 

Hier dominiert mit über 95 % eindeutig der DDR-Wohnungsbau.  
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Abbildung 2-3: Räumliche Schwerpunkte des Stadtumbaus bei der Aufwertung 
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H38 Auswertung Befragung  G(5a)

Quelle:  Bundestransferstelle Stadtumbau Ost, Befragung 2006

IfS Institut für Stadtforschung
 

 

Abbildung 2-4: Räumliche Schwerpunkte des Stadtumbaus beim Rückbau 
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IfS Institut für Stadtforschung

 



 
12 

Das mit 62 % am häufigsten genannte Ziel für den Rückbau ist der dauerhafte Abbau von 

Leerständen im Plattenbaubestand. Genauere Teilziele sind die punktuelle Entdichtung 

(27 %) beziehungsweise der flächenhafte Rückbau (11 %). Nur knapp 3 % der Nennungen 

entfallen auf den geschossweisen Rückbau, der in den Stadtentwicklungskonzepten des Lan-

des noch eine weitaus größere Rolle gespielt hat. Die betriebswirtschaftliche Stärkung der 

Wohnungsunternehmen wird von 8 % der Befragten als Rückbauziel genannt. 

 

Abbildung 2-5: Ziele im Hinblick auf den Rückbau 
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H38 Auswertung Befragung  G(4b)

Quelle:  Bundestransferstelle Stadtumbau Ost, Befragung 2006

IfS Institut für Stadtforschung
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Mehr als die Hälfte der befragten Kommunen in Sachsen-Anhalt nennt als Aufwertungsziel 

die Stärkung der Innenstadt beziehungsweise der zentralörtlichen Funktion. An zweiter Stelle 

folgt die Schaffung attraktiver städtischer Freiräume beziehungsweise die Wohnumfeldver-

besserung. Mit zusammen rund einem Drittel der Nennungen stellen auch die Aufwertung des 

Wohnungsbestandes und die Sanierung der Gebäudesubstanz ein wichtiges Ziel der Aufwer-

tung dar.  

 

Abbildung 2-6: Ziele im Hinblick auf die Aufwertung 

42,1%

52,6%

23,7%

18,4%

18,4%

15,8%

5,3%

2,6%

46,9%

45,2%

16,4%

16,4%

14,7%

9,0%

4,5%

2,3%

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60%

Schaffung attraktiver städt. Freiräume, Wohnumfeldverbesserung

Innenstadtstärkung/ Stärkung zentralörtlicher Funktionen

Anpassung der Verkehrsinfrastruktur/ technischen Infrastruktur

Anpassung der sozialen Infrastruktur

nachfrageorientierte Aufwertg. d. Wohnungsbestandes/ Erhöhung
der Wohneigentumsquote

Sanierung zu erhaltender Gebäudesubstanz

angepasste Lückenbebauung in der Altstadt

Tourismusförderung

Land Sachsen-Anhalt gesamt

Ziele im Hinblick auf die Aufwertung

H38 Auswertung Befragung  G(4a)

Quelle:  Bundestransferstelle Stadtumbau Ost, Befragung 2006

IfS Institut für Stadtforschung
 

Als wichtigste Maßnahmen der Aufwertung werden für den Plattenbaubestand Wohnumfeld-

verbesserungen, Nachnutzung von Abrissflächen und die Verbesserung von Einrichtungen der 

sozialen Infrastruktur genannt. Im Altbaubestand sind es die Aufwertung vorhandener Ge-

bäude, die Wohnumfeldgestaltung und die Nachnutzung von Abrissflächen.  

Ziele, die sowohl bei der Aufwertung als auch beim Rückbau genannt werden, betreffen die 

Verbesserung der technischen sowie der Verkehrs- und der sozialen Infrastruktur. In Sachsen-

Anhalt spielt diese Überlappung allerdings eine geringere Rolle als in anderen Ländern. 

Aus den Angaben der Kommunen zum Verhältnis der ursprünglichen Planungen in den Stadt-

entwicklungskonzepten zu den durchgeführten Maßnahmen lässt sich ablesen, dass in den 

vergangenen Jahren erhebliche Kurskorrekturen oder Abweichungen festzustellen sind. Hin-

sichtlich der Rückbaumaßnahmen ist nur gut 1 % der Befragten der Meinung, diese orientier-

ten sich weitgehend an den Zielen und Prioritätensetzungen des Stadtentwicklungskonzepts. 

Bei der Aufwertung sind zwar 10 % dieser Ansicht, doch drei Viertel meinen auch hier, dass 
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dies nur teilweise zutreffe. In 13 beziehungsweise 11 % der Fälle haben sich die Maßnahmen 

bereits weit von den ursprünglichen Absichten entfernt. Die ursprünglichen Annahmen zur 

Größenordung für den Rückbau hält nur noch etwas mehr als die Hälfte der Befragten für 

zutreffend.  

 

Abbildung 2-7: Orientierung der Maßnahmen an den SEK-Zielen und Prioritätenset-
zungen 

1,4%

83,6%

10,8%

1,9%

2,3%

10,3%

1,9%

4,2%

8,9%

74,6%

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90%

ja, weitgehend

teils/ teils

eher nicht

nein

keine Angabe

Rückbau Aufwertung

Orientierung der Maßnahmen an den SEK-Zielen und Prioritätensetzungen

H38 Auswertung Befragung  G(6)

Quelle:  Bundestransferstelle Stadtumbau Ost, Befragung 2006

IfS Institut für Stadtforschung
 

Abbildung 2-8: Annahmen zum Rückbau noch zutreffend? 
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Im Land Sachsen-Anhalt war deutlich häufiger (in 62,5 % der Fälle) eine Erhöhung der Zahl 

der geplanten Rückbaumaßnahmen im Zuge der Fortschreibung des Stadtentwicklungskon-

zepts erforderlich als in den anderen Ländern.  

Immer mehr gewinnt heute die energetische Stadterneuerung an Bedeutung. Die energetische 

Stadterneuerung soll durch technologische Innovationen und innovative Stadtentwicklung 

dazu beitragen, die Ziele des Stadtumbaus Ost hinsichtlich Ressourceneinsparung und Kos-

tensenkung zu verwirklichen.  

In diesem Zusammenhang führt das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) im 

Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) gegen-

wärtig ein Forschungsprojekt „Modellvorhaben zur energetischen Stadterneuerung in Städten 

der Länder Brandenburg und Sachsen-Anhalt“ durch. Für Sachsen-Anhalt nehmen an diesem 

Projekt die Städte Gräfenhainichen, Havelberg, Naumburg, Tangerhütte, Wanzleben, Weißen-

fels und Zeitz teil. Bis auf Tangerhütte erhalten diese Kommunen aus dem Förderprogramm 

„Stadtumbau Ost“ für die fachliche Unterstützung bei der Fortschreibung der Stadtentwick-

lungskonzepte eine besondere Förderung. Tangerhütte wird aus dem Förderprogramm „Städ-

tebauliche Sanierung im ländlichen Raum“ unterstützt. 

Ziel des Forschungsfeldes ist es, die Chancen und Grenzen von Konzepten und Maßnahmen 

einer energetischen Stadterneuerung durch die praktische Erprobung in Modellvorhaben zu 

ermitteln. Dabei geht es um Maßnahmen, die zugleich auf Energieeinsparung, auf Steigerung 

der Energieeffizienz und auf Erzeugung und Anwendung erneuerbarer Energien abzielen. Das 

Projekt zielt darauf ab, die Attraktivität der geförderten Städte sowohl als Lebensmittelpunkt 

der Bewohner als auch als Wirtschaftsstandort zu steigern.  Zugleich soll ein städtebaulicher 

Beitrag zur Bewältigung des Klimawandels gewonnen werden.  
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2.2 Bewilligte Mittel und Umsetzungsstand 

2.2.1 Fördermittel für Abriss/Rückbaumaßnahmen und Aufwertungsmaßnahmen 
nach Programmjahren 2002-2007 
 

Für den Stadtumbau wurden den Kommunen von 2002 bis 2007 folgende Mittel bewilligt: 

Tabelle 2-1: Fördermittel von Bund und Land aus dem Programm Stadtumbau-Ost 

 Abriss/ Rückbau 

FM Bund /Land 

v. H. Aufwertung 

FM Bund/Land 

v. H. Gesamt 

2002 24.440.650 � 50,3 24.173.350 � 49,7 48.614.000 � 

2003 32.023.500 � 60,3 21.092.500 � 39,7 53.116.000 � 

2004 40.046.920 � 92,0 3.496.340 � 8,0 43.543.260 � 

2005 30.604.930 � 65,8 15.897.770 � 34,2 46.502.700 � 

2006 30.888.100 � 81,8 6.881.900 � 18,2 37.770.000 � 

2007 14.000.000 � 40,9 20.232.800 � 59,1 34.232.800 � 

Gesamt 172.004.100 € 65,2 91.774.660 € 34,8 263.778.760 € 

Quelle: Landesverwaltungsamt, eigene Berechnungen. 

Seit Beginn des Programms Stadtumbau Ost haben die Kommunen bis 2007 insgesamt 

ca.: 264 Mio. € erhalten.  

Der in Sachsen-Anhalt bestehende Wohnungsleerstand mit seinen negativen Begleiterschei-

nungen zwang zunächst zu einer Prioritätensetzung zu Gunsten des Abrisses. Daher wurden 

seit dem Start des Programms „Stadtumbau Ost“ fast zwei Drittel der zur Verfügung stehen-

den Fördermittel für diesen Zweck bewilligt.  
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Abbildung 2-9: Verteilung der Fördermittel 2002-2007 
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Quelle: Landesverwaltungsamt, eigene Berechnungen. 

Der ungeheure Problemdruck, der landesweit mit den Wohnungsleerständen verbunden war, 

veranlasste das Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr (MLV) zunächst die verfüg-

baren Mittel des Stadtumbauprogramms vorrangig für den Abriss einzusetzen. Seit dem Pro-

grammjahr 2007 ist die Gewichtung der Fördermittel zugunsten der Aufwertung verlagert 

worden. Während im Programmjahr 2006 nochmals über 80 v. H. der zur Verfügung stehen-

den Fördermittel für den Abriss eingesetzt wurden, liegt der Schwerpunkt der Förderung  im 

Programmjahr 2007 mit 59,1 v. H. deutlich bei der Aufwertung.   
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Für die Programmjahre 2002-2007 ergibt sich für die 42 Programmstädte folgende Verteilung 

der Fördermittel. 

 

Abbildung 2-10: Stadtumbau Ost Fördermittel 

Stadtumbau Ost Fördermittel für die Jahre 
2002 - 2007 

35%

65%

Rückbau Aufwertung
 

Quelle: Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr, Sachsen-Anhalt. 

Es war wichtig und richtig, das auffälligste Merkmal der Schrumpfung - den konzentrierten 

Wohnungsleerstand - zuerst bzw. besonders gezielt zu bekämpfen. Dies geschah dort, wo der 

Leerstand massiv auftrat und wo durch geänderte Ansprüche und Bedingungen auch zukünf-

tig keine positive Dynamik mehr zu erwarten war - in bestimmten Teilen der Plattenbau-

Siedlungen. Diese Entscheidung war auch deshalb zu verantworten, weil die Fördermittel aus 

der so genannten klassischen Städtebauförderung einen Beitrag zu den aufwertungsseitigen 

Stadtumbauzielen in den jeweiligen Städten leisten. 

 

2.2.2 Zahl der geförderten Abrisse – WE und Leerstandsentwicklung 

Nach den aus der Mikrozensus – Zusatzerhebung 2002 vorliegenden Daten standen im April 

2002 insgesamt 225.000 Wohnungen in Sachsen-Anhalt leer. Es wird davon ausgegangen, 

dass die Beseitigung von ca. 1/3 des gesamten Leerstandes (Mikrozensus) mit öffentlichen 

Mitteln finanziert werden sollte. Diese Auffassung wird auch vom Bund vertreten. Das bedeu-

tet, dass in Sachsen-Anhalt in etwa 75.000 Wohnungsabrisse aus dem Programm „Stadtum-

bau Ost“ finanziert werden sollten.  

Unter Zugrundelegung der 2002 bis 2007 ausgereichten Fördermittel konnte ein geförderter 

Abriss/Rückbau von insgesamt ca. 55.000 Wohneinheiten gesichert werden. Ausgehend von 
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der oben genannten Orientierungsgröße von 75.000 Wohnungen können mit den bis 2007 

bewilligten öffentlichen Fördermitteln 73,3 v. H. der Wohnungsabrisse realisiert werden.  

Wie sich die Fördermaßnahmen aus dem Stadtumbau-Programm auf den Wohnungsbestand 

bisher ausgewirkt haben, zeigt die folgende Grafik zur Abgangsstatistik. 

 

Abbildung 2-11: Abgang von Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden 1995-2007 

Abgang von Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden insgesamt nach Jahren
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Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt. 

Hier wird deutlich, wie ab dem Programmbeginn 2002 die Anzahl der Wohnungsabgänge 

deutlich angestiegen ist. 

Gleichzeitig wird die Prioritätensetzung bei der Verteilung der Fördermittel auf die Pro-

grammteile Abriss und Aufwertung anschaulich. Während in den Programmjahren 2002 und 

2003 die Fördermittelaufteilung noch in etwa ausgewogen ist, wird ab dem Jahr 2004 die Pri-

oritätensetzung auf den Abriss sichtbar. Ab 2006 wiederum macht sich die Absenkung der 

insgesamt für den Stadtumbau Ost bereitgestellten Fördermittel bemerkbar. 

Bei den abgerissenen Wohnungen handelt es sich vorwiegend um Plattenbauten des komple-

xen Wohnungsbaus aus der Zeit ab 1971. 
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Abbildung 2-12: Abhang von Wohnungen nach Baujahresgruppen 2002-2007 
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Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt. 

Das heißt, dass dort, wo zu DDR-Zeiten große Plattenbausiedlungen entstanden sind, heute 

die meisten Wohnungsabrisse stattfinden und dementsprechend in diesen Kommunen der 

höchste Förderbedarf aus dem Programmteil Abriss besteht. 

Hierzu gehören die kreisfreien Städte Magdeburg und Halle und vor allem die einstigen In-

dustriestandorte Bitterfeld-Wolfen, Merseburg und Stendal. 

Infolgedessen sind diese Kommunen bei der Vergabe der Fördermittel aus dem Programmteil 

Abriss vorrangig bedient worden. So hat bis zum Programmjahr 2007 die kreisfreie Stadt Hal-

le mit 19,1 v. H. den höchsten Anteil an Abrissfördermitteln erhalten, gefolgt von der Lan-

deshauptstadt Magdeburg mit 13,3 v. H., Bitterfeld-Wolfen 8,8 v. H., Stendal 6,8 v. H. und 

Merseburg 5,9 v. H.. 

Eines der wesentlichen Ziele des Stadtumbauprogramms ist es, den weiteren Anstieg des 

Leerstands aufzuhalten und den Leerstand – wo dies möglich ist – zu senken.  

Von 37 der insgesamt 42 Stadtumbau-Städte wurden im Rahmen des Monitorings Angaben 

zum Wohnungsbestand und zum Leerstand sowohl für den Zeitpunkt der SEK-Erstellung 
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2001/02 als auch für das aktuelle Berichtsjahr 2007 gemacht.1 Insgesamt überwiegt eine posi-

tive Entwicklung: In 15 Städten konnte der Leerstand gesenkt werden, in 10 Städten ist er 

gestiegen und in weiteren 12 Städten hat sich der Leerstand nur sehr geringfügig verändert 

(vgl. Abbildung 2-13 und Abbildung 2-14). Allerdings ist er in neun Fällen stark gestiegen 

(davon in sechs Fällen über die 15 %-Marke) und nur in sieben Fällen stark gesunken (davon 

in sechs Fällen unter die 15 %-Marke). Stark senken konnten ihren Leerstand die Städte Gar-

delegen, Halberstadt, Halle, Merseburg, Naumburg, Sangerhausen und Stendal. 

 

Abbildung 2-13: Leerstandsquote im Wohnungsbestand (2007/Gesamtstadt)  

Leerstandsquote im Wohnungsbestand (2007/Gesamtstadt)
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Leerstandsquote  Konzept 2001/02 Leerstandsquote Berichtsjahr 2007

H38 Auswertung Monitoringdaten LSA 2007 G(10)
 

Die in den einzelnen Stadtumbaustädten erzielte Veränderung der Leerstandsquote zwischen 

dem Zeitpunkt der SEK-Erstellung 2001/02 und der Datenabfrage für das Berichtsjahr 2007 

kann als ein Gradmesser für den Erfolg des Stadtumbaus im Land Sachsen-Anhalt herangezo-

gen werden. Die Leerstandsreduzierung kann – als ein wesentliches Ziel des Stadtumbaus – 

mit dem Indikator “Veränderung der Leerstandsquote SEK 2001/02 - 2007 in Prozentpunk-

ten“ gemessen werden (vgl. Abbildung 2-14).2  

                                                 

1  Sowohl die Leerstandsquote zum Zeitpunkt der SEK-Erstellung 2001/02 als auch die Leerstandsquote für das Berichts-
jahr 2007 beruhen auf den Angaben der Städte im Monitoring (Berichtsjahr 2007). Fehlende Angaben im Monitoring 
für den Zeitraum SEK 2001/02 wurden bei acht Städten mit Angaben aus den vorliegenden Stadtentwicklungskonzep-
ten von 2001/02 ergänzt. 

2  Dies bedeutet, dass in dieser Wirkungsanalyse zunächst nur die Erfolge des Rückbaus berücksichtigt werden. Die Ef-
fekte durch Aufwertungsmaßnahmen sind in diese Bewertung nicht mit eingeflossen. 
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Hierzu werden die drei folgenden Kategorien hinsichtlich der Zielerreichung des Stadtumbaus 

definiert:  

- Stadtumbaustädte mit anteiliger Leerstandserhöhung (Erhöhung der Leerstandsquote > 

+1 Prozentpunkte) 

- Stadtumbaustädte mit unverändertem anteiligen Leerstand (Konsolidierung der Leer-

standsquote +/-1 Prozentpunkte) 

- Stadtumbaustädte mit anteiligem Leerstandsrückgang (Reduzierung der Leerstands-

quote > -1 Prozentpunkte) 

 

Abbildung 2-14: Veränderungen der Leerstandsquote (2007/Gesamtstadt) 

Veränderung der Leerstandsquote (2007/Gesamtstadt)
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Veränderung Leerstandsquote insgesamt 2007 zu SEK 2001/02 (in Prozentpunkten)
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Dieser Indikator konnte für insgesamt 37 der 42 Stadtumbaustädte errechnet werden. Unbe-

rücksichtigt blieben die beiden Stadtumbaustädte Aken und Nebra, für die keine Daten vor-

liegen. Zusätzlich konnten für die fünf Stadtumbaustädte Bitterfeld, Dessau, Gräfenhainichen, 

Salzwedel und Wolfen keine Berechnungen vorgenommen werden, weil die Angaben zum 

Leerstand und/oder die Angaben zum Wohnungsbestand im Berichtsjahr 2007 fehlen. In der 

nachfolgenden Abbildung ist die Veränderung der Leerstandsquote im Zeitraum 2001/02 bis 

2007 in den einzelnen Stadtumbaustädten noch einmal als Übersicht mit einer Anlehnung an 

die Ampelfarben dargestellt (vgl. Karte 2).  
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Karte 2: Veränderungen der Leerstandsquote in den Stadtumbaustädten 

über +1
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Es zeigt sich, dass drei Viertel, nämlich 27 der 37 Stadtumbaustädte für die der Indikator er-

rechnet werden konnte, einen Erfolg bzw. zumindest eine Konsolidierung seit der SEK-

Erstellung 2001/02 erreichen konnten (15 Stadtumbaustädte mit anteiligem Leerstandsrück-

gang, 12 Stadtumbaustädte mit unverändertem anteiligen Leerstand). Für gut ein Viertel, 

nämlich 10 der 37 Stadtumbaustädte, muss jedoch festgestellt werden, dass sich seit der SEK-

Erstellung die Leerstandsquote in nennenswertem Umfang erhöht und damit die Situation 

verschlechtert hat. 
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Diese Verschlechterung der Leerstandssituation in 10 der 37 Städte kann nur bei einigen Städ-

ten auf eine geringe Abrisstätigkeit im Rahmen des Stadtumbaus im Zeitraum 2002-2007 zu-

rückgeführt werden (z.B. Calbe, Jessen, Zeitz).3 Da insbesondere in den vier Städten Burg, 

Eisleben, Klötze und Querfurt durchaus verhältnismäßig viele geförderte Abrisse getätigt 

wurden, müssen hier andere, externe Faktoren einwirken (z.B. negative demografische Ent-

wicklung, Wohnungsneubau).  

Gleichzeitig gibt es auch einzelne Stadtumbaustädte mit einer Verbesserung der Leerstandssi-

tuation im Zeitraum 2002-2007, obwohl die Abrisstätigkeit im gleichen Zeitraum vergleichs-

weise gering geblieben ist (z.B. Havelberg, Gardelegen). Auch hier können externe Faktoren 

günstig gewirkt haben (z.B. weniger negative demografische Entwicklung, nicht geförderte 

Abrisse). Insgesamt lässt sich aber durchaus ein deutlicher Zusammenhang zwischen der Ab-

risstätigkeit im Rahmen des Stadtumbaus und der Entwicklung der Leerstandssituation fest-

stellen.  

Um der Frage nachzugehen, was geschehen wäre, wenn es das Programm nicht gegeben hätte, 

soll der hypothetische Leerstand für das Jahr 2007 ermittelt werden. Die Leerstandsentwick-

lung, die hypothetisch ohne die Wirkung des Programms eingetreten wäre, lässt sich mit der 

tatsächlich feststellbaren Entwicklung vergleichen.  

Im Mittel aller Stadtumbaustädte4 reduzierte sich die Leerstandsquote von 16,5% zum Zeit-

punkt der SEK-Erstellung 2001/02 auf 15,3% im aktuellen Berichtsjahr 2007 (vgl. Abbildung 

2-15). Die Anzahl der leer stehenden Wohnungen in 36 der Stadtumbaustädte sank von rund 

116.000 auf rund 105.000 (-9,5%).  

                                                 

3  Um hierzu eine grobe Einschätzung zu erhalten, wurden die – gemäß der Förderstatistik des Landes – bewilligten und 
tatsächlich abgerissenen Wohnungen im Zeitraum 2002-2007 den Leerstandszahlen zum Zeitpunkt der SEK-Erstellung 
2001/02 in jeder Stadt gegenübergestellt. Nicht berücksichtigt sind dabei die Abrisse ohne Fördermittel. 

4  Die Berechnungen beruhen auf den Monitoringdaten von 36 Stadtumbaustädten. Von den acht Stadtumbaustädten 
Aken, Bitterfeld, Dessau, Gräfenhainichen, Nebra, Rosslau und Salzwedel und Wolfen lagen nicht alle benötigten An-
gaben vor (insbesondere zum Leerstand 2007). Die Abrisszahlen werden für die Städte Bitterfeld-Wolfen und Dessau-
Rosslau jeweils zusammen geführt, so dass die Berechnung des hypothetischen Leerstandes nur erfolgen kann, wenn für 
alle vier Teilstädte alle notwendigen Daten vorliegen (Daten aus der Förderstatistik Stadtumbau Ost des Landes Sach-
sen-Anhalt). Für Rosslau liegen die notwenigen Daten zwar vor, aber da für Dessau die Angaben zum Wohnungsleer-
stand für das Berichtsjahr 2007 fehlen, kann auch für Rosslau der hypothetische Leerstand nicht ermittelt werden. 
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Abbildung 2-15: Entwicklung des Leerstandes in den Stadtumbaustädten 

Entwicklung des Leerstandes in den Stadtumbaustädten*
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Quelle: Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr des Landes Sachsen Anhalt 2008, Förderstatistik Stadtumbau Ost

 

 

Unter der hypothetischen Bedingung, dass im Zeitraum 2002-2007 in allen untersuchten 36 

Stadtumbaustädten kein Rückbau stattgefunden hätte, lässt sich ein hypothetischer Leer-

stand berechnen. Demnach wäre ohne Rückbau/Abrisse der Leerstand von rund 116.000 

(SEK 2001/02) auf rund 143.000 Wohnungen (2007) gestiegen (+23,3%). Die Leerstandsquo-

te läge für den Zeitpunkt des Berichtsjahres 2007 knapp über 20% (vgl. Abb. 1.4), also fünf 

Prozentpunkte höher.  

 

2.2.3  Förderung von Aufwertungsmaßnahmen  

Zu den nach der Verwaltungsvereinbarung Städtebauförderung definierten Hauptinhalten der 

Aufwertung gehören insbesondere:  

- die Vorbereitung der Gesamtmaßnahme wie Erarbeitung (Fortschreibung) von städte-

baulichen Entwicklungskonzepten sowie die Bürgerbeteiligung 

- die städtebauliche Neuordnung sowie die Wieder- und Zwischennutzung von Indust-

rie-, Verkehrs- oder Militärbrachen 

- die Verbesserung des öffentlichen Raums, des Wohnumfeldes und der privaten Frei-

flächen 
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- die Anpassung der städtischen Infrastruktur einschließlich der Grundversorgung; 

- die Aufwertung und der Umbau des vorhandenen Gebäudebestandes. Dazu gehört 

auch die Erhaltung von Gebäuden mit baukultureller Bedeutung, wie z.B. die Instand-

setzung und Modernisierung von das Stadtbild prägenden Gebäuden 

- die Wieder- und Zwischennutzung freigelegter Flächen 

- sonstige Bau- und Ordnungsmaßnahmen, die für den Stadtumbau erforderlich sind. 

Am förderfähigen Aufwand dieser Maßnahmen beteiligen sich Bund, Land und Gemeinden 

mit jeweils einem Drittel. 

Einen besonderen Förderschwerpunkt innerhalb der Verwaltungsvereinbarung bildet die Si-

cherung von vor 1949 errichteten Gebäuden in straßenparalleler Blockrandbebauung (Vorder-

häusern) und anderen das Stadtbild prägenden Gebäuden. Der Bund und das Land beteiligen 

sich an der Finanzierung der Sicherungsmaßnahmen mit jeweils höchstens 50 v. H. des För-

deraufwandes, so dass die Gemeinden keinen Eigenanteil leisten müssen. 

Außerdem wurden ab dem Programmjahr 2006 die Fördermodalitäten für die Rückführung 

der städtischen Infrastruktur aufgrund des hohen Problemdrucks neu geregelt. Daneben hat 

das BMVBS die Bundesmittel zur Städtebauförderung für den Stadtumbau Ost, und zwar für 

den Rückbau sozialer und technischer Infrastruktur, auf jährlich 20 Mio. € aufgestockt. Auf 

Sachsen-Anhalt entfielen davon - die Komplementärmittel des Landes dazugerechnet – 2006 

und 2007 jährlich ca. 7 Mio. €.  

Mindestens die Hälfte dieser zusätzlichen Mittel ist für die Rückführung der städtischen Infra-

struktur einzusetzen. Die Rückführung der städtischen Infrastruktur bezieht sich sowohl auf 

soziale Einrichtungen, wie z. B. Kindergärten und Schulen, als auch auf die stadtumbaube-

dingte Anpassung der technischen Infrastruktur zur Ver- und Entsorgung, wie z. B. Leitungs-

netze. Förderfähig sind auch Vorhaben, die auf Grund des Stadtumbaus erforderlich sind, um 

die Funktionsfähigkeit zu sichern. Um beim Stadtumbau Kosten für die Rückführung der 

technischen Infrastruktur gering zu halten bzw. zu vermeiden, sind die Ver- und Entsorgungs-

unternehmen an der Erarbeitung und Fortschreibung des städtebaulichen Entwicklungskon-

zepte zu beteiligen.  

Der Bund-Landes-Anteil am Zuschuss zu den Kosten der Vorhaben beträgt grundsätzlich 

höchstens 50 v. H. Im Bereich der sozialen Infrastruktur kann für die Herrichtung eines Ge-

bäudes für eine neue Nutzung oder zu den Kosten des unvermeidbaren Rückbaus ein Zu-

schuss von bis zu 90 v. H. gewährt werden. 

Soweit die Förderung innerhalb der als zusätzliche Bundesmittel ausgewiesenen Bundeshilfen 

erfolgt, beteiligen sich Bund und Land an der Finanzierung der Maßnahmen zur Rückführung 
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der städtischen Infrastruktur mit jeweils höchstens 50 v. H. des Förderaufwandes. Mithin leis-

ten in diesen Fällen die Gemeinden am Förderaufwand keinen Eigenanteil. 

Auch und gerade aus Sicht der Kommunen ist insbesondere bei flächendeckendem Abriss die 

Rückführung der sozialen Infrastruktur das dringendste Problem. Aber auch für weitere Ver-

besserungsmaßnahmen in den vom Abriss hauptsächlich betroffenen Wohngebieten und für 

die Stärkung der Stadtkerne besteht mittlerweile ein riesiger, angestauter Bedarf.  

In diesem Zusammenhang spielt auch die Förderung von Vorhaben, die der Vorbereitung der 

Städte auf die Internationale Bauausstellung dienen, eine gewichtigere Rolle. Deren Umset-

zung muss unverzüglich voranschreiten, um die geplanten Projekte rechtzeitig 2010 präsentie-

ren zu können. Insoweit war es nicht allein wegen der Programmatik des Stadtumbaupro-

gramms (Verwendung der Mittel hälftig für Abriss- bzw. Aufwertungsmaßnahmen) geboten, 

den Schwerpunkt hin zur Aufwertung zu verschieben. 

Dementsprechend wurde mit dem Programmjahr 2007 die Gewichtung der Fördermittel zu-

gunsten der Aufwertung verlagert, ohne die Abrissproblematik völlig zu ignorieren. Dies ist 

auch deshalb zu verantworten, weil es seit der 2007 neu begonnenen Strukturfondsperiode 

möglich ist, Mittel der europäischen Union (EFRE-Mittel) für die Aufwertung zur Deckung 

des Fehlbedarfs einzusetzen. In diesen Fällen beläuft sich die prozentuale Aufteilung der för-

derfähigen Kosten wie folgt: 58 v. H. EFRE IV Mittel, 14 v. H. Bundesmittel, 14 v. H. Lan-

desmittel, 14 v. H. Mittel der Kommune. Die damit verbundene Senkung des Eigenanteils der 

Städte, stärkt wiederum deren Handlungsfähigkeit. 

Für den Schwerpunkt „Stadtumbau“ sind innerhalb der EU-Strukturfondsförderperiode 2007-

2013 insgesamt 60 Mio. € EU-Fördermittel vorgesehen. Damit und mit der geforderten Kom-

plementärfinanzierung aus Bundes-, Landes- und kommunalen Mitteln von jeweils 14 v. H. 

kann auf dieser Grundlage in der bevorstehenden Strukturfondperiode im Bereich der Auf-

wertung ein Fördervolumen von ca. 103 Mio. € zum Tragen kommen. 

Im Programmjahr 2007 wurden für Aufwertungsmaßnahmen insgesamt 18 Mio. EFRE-Mittel 

eingesetzt.  

Darüber hinaus wurden im Rahmen der Bündelung der zur Verfügung stehenden Ressourcen 

ab dem Programmjahr 2007 vom Land Sachsen-Anhalt zusätzliche Fördermittel bereitgestellt, 

um innerhalb von Zielsetzungen eines integrierten Stadtentwicklungsprozesses innovative 

Wohnungsbaumaßnahmen zu initiieren.  

Hierzu wurde erstmals im Programmjahr 2007 ein Fördermittelwettbewerb durchgeführt, in 

dessen Ergebnis innovative städte- und wohnungsbauliche Projekte gefördert werden, die ge-

eignet sind, die o. g. Zielsetzung in besonderer Weise zu unterstützen. Berücksichtigt werden 

nur Projekte, die in den Fördergebieten der Stadtumbaustädte liegen. Neben den städtebauli-

chen Gesichtspunkten sollen die Modellvorhaben zudem die Aspekte des generationsüber-
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greifenden, familien- und/oder altengerechten Wohnens unter Berücksichtigung der Barriere-

freiheit sowie der Gebäudeenergieeffizienz berücksichtigen. 

Die Ziele des Förderwettbewerbs sind: 

- die Unterstützung einer nachhaltigen und integrativen Stadtentwicklung durch nach-

ahmenswerte städtebauliche architektonische Lösungen im Rahmen des Wohnungs-

baus 

- die Herrichtung barrierearmer oder barrierefreier Mietwohnungen 

- die energetische Sanierung des Wohnungsbestandes  

- beispielhafte Sanierungen unter dem Aspekt genossenschaftlichen Wohnens. 

Für weitere Informationen zu diesem Thema wird auf den Abschnitt Fördermittelwettbewerb 

in Kapitel 3.3 verwiesen. 

 

2.2.4 Zusammenfassende Bewertung des Stadtumbaus aus Sicht der Begleitforschung 

Mit den bisher ausgereichten Fördermitteln im Rahmen des Programms „Stadtumbau Ost“ 

konnte der Wohnungsleerstand als städtebaulicher Missstand zwar gelindert, aber keinesfalls 

überwunden werden. Selbst bei einer unverminderten Fortführung der Abrissförderung, sind 

die von den Kommunen in ihren Stadtentwicklungskonzepten 2001/ 2002 gesetzten Abriss-

ziele nicht allein mit subventionierten Abrissen zu bewältigen. Vor diesem Hintergrund und 

der damit verbundenen Gefahr, dass der Abriss seine bisherige positive Wirkung verliert, ist 

es zukünftig unumgänglich, dass zu den geförderten Abrissen ungeförderte - von den Eigen-

tümern selbst finanzierte - Abrisse hinzukommen. Aufgrund dessen sollten zukünftig vorran-

gig die Wohnungseigentümer bei einer Förderung berücksichtigt werden, die Wohnungen mit 

Eigenmitteln vom Markt nehmen. 

Auch die bekannten Prognosen im Hinblick auf die demografische Entwicklung lassen nur 

den Schluss zu, dass weiterhin gehandelt werden muss. So hat der eigentlich erst später in den 

neuen Bundesländern erwartete Rückgang der Zahl der Haushalte bereits begonnen. Beson-

ders deutlich zeigt sich dieser Rückgang in Sachsen-Anhalt. Die Nachfrage nach Wohnraum 

wird demnach weiter sinken. 

Allein mit dem Abriss bzw. Rückbau von Wohnungen ist der eingeleitete Umgestaltungspro-

zess in den Städten auch nicht zu bewältigen. Daher ist es notwendig, den Schwerpunkt des 

Abrisses der vergangenen Jahre nunmehr verstärkt auf die Aufwertung zu verlagern.  

Seit dem Programmjahr 2007 ist die Gewichtung der Fördermittel zugunsten der Aufwertung 

verschoben worden, ohne dabei jedoch die Abrissproblematik völlig zu ignorieren. Hinzu 

kommen ab diesem Programmjahr auch die Fördermittel von der Europäischen Union.  
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Außerdem hat der Bund zugesagt, das Stadtumbauprogramm über die seinerzeit avisierte 

Laufzeit bis zum Jahr 2009 hinaus fortzuführen, was vor dem Hintergrund einer längst nicht 

absehbaren Stabilisierung auf dem Wohnungsmarkt eine richtige und dringend notwendige 

Entscheidung ist. Bei der Fortführung des Stadtumbauprogramms wird auch der Abriss ein 

wichtiger Bestandteil bleiben.   

Darauf lässt auch die Entscheidung des Bundes schließen, die Frist nach § 4 der Altschulden-

hilfeverordnung – wonach Altschuldenhilfe u. a. nur gewährt wird soweit der Abriss oder 

Rückbau des jeweiligen Gebäudes bis spätestens 31. Dezember 2010 vollzogen ist - um drei 

Jahre bis 2013 zu verlängern.  

Auch die Wohnungseigentümer müssen noch stärker als bisher aktiv gestaltend mit eigenen 

Investitionen am aufwertenden Stadtumbau teilnehmen. Hierfür gibt es bereits gute Initiativen 

– wie z. B. Projekte der Eigentumsbildung und Modernisierung von Wohnungen in innerstäd-

tischen Altstadtquartieren und Projekte des familien- und altengerechten Wohnens unter Be-

rücksichtigung der Barrierefreiheit. Insgesamt jedoch muss das Engagement der Wohnungs-

eigentümer insbesondere in den Innenstädten noch gesteigert werden. 

 

2.2.5 Evaluierung des Programms Stadtumbau Ost  

Auch auf Bundesebene wurde auf der Grundlage einer Evaluierung des Programms "Stadt-

umbau Ost - für lebenswerte Städte und attraktives Wohnen" das Programm bewertet. 

Nach sechs Jahren Programmlaufzeit sollte aufgezeigt werden, inwieweit sich das Instru-

mentarium des Programms Stadtumbau Ost als geeignet erwiesen hat, die Attraktivität und 

Zukunftsfähigkeit ostdeutscher Städte und Gemeinden als Wohn- und Wirtschaftsstandort zu 

stärken und die Wohnungsmärkte und -unternehmen zu stabilisieren. Mit der Evaluierung 

verbunden war auch der Prüfauftrag, ob eine Zusammenführung der Programme Stadtumbau 

Ost und Stadtumbau West nach 2009 sinnvoll ist.  

Zur fachlichen Begleitung des Evaluierungsprozesses berief das BMVBS im November 2006 

eine Lenkungsgruppe. Sie setzte sich zusammen aus Vertretern von Bund, Ländern und Ge-

meinden, der Kommunalen Spitzenverbände, der Wohnungswirtschaft, der KfW, der Wis-

senschaft, des Städtebaulichen Denkmalschutzes sowie Verbänden der Wirtschaft, der kom-

munalen Versorgungsunternehmen und der Mieterorganisationen. Das Gremium hatte insge-

samt 26 Mitglieder. Das MLV war durch den Referatsleiter Grundsatz Städte- und Woh-

nungsbau vertreten.  

Die Lenkungsgruppe hatte den Auftrag, die Vorbereitung und Durchführung der Evaluierung 

zu begleiten, die Gutachter fachlich zu beraten und auf der Basis der Ergebnisse des For-

schungsgutachtens Empfehlungen für die laufende Umsetzung des Programms und dessen 
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Fortentwicklung zu formulieren sowie zukünftige Handlungsfelder und spezifische Schwer-

punkte des Programms nach 2009 aufzuzeigen (Fortschreiben, Neuausrichten der Programm-

ziele, Verfahren und Instrumente). 

Die Gutachter kommen zu der Bewertung, dass das Programm Stadtumbau Ost nach sechs 

Jahren Laufzeit seine Funktion bisher erfüllt hat. 

Zugleich zeigen die Evaluationsergebnisse, dass nur ein erster Teil der Herausforderungen 

bewältigt ist und die Aufgabe Stadtumbau noch große Anstrengungen erfordert. Zwischen den 

Akteuren und Experten des Stadtumbaus besteht Konsens, dass Bund, Länder und Gemeinden 

ihre Förderanstrengungen nach dem Jahr 2009 fortsetzen müssen. 

Hierzu die Empfehlungen zum Programm Stadtumbau Ost: 

Das Programm Stadtumbau Ost ist über 2009 hinaus für weitere 7 Jahre bis zum Jahr 

2016 fortzuführen. Dabei ist an den gebündelten städtebaulichen und woh-

nungspolitischen Strategien festzuhalten. 

Die Evaluierung belegt, dass wegen der anhaltenden Einwohnerverluste die Leerstände in den 

besonders betroffenen Regionen ohne Fortführung des Rückbaus schnell wieder kritische 

Schwellenwerte überschreiten würden, welche erneut die Funktionsfähigkeit der Wohnungs-

märkte und der Stadtstrukturen gefährden würden. Auf den ostdeutschen Wohnungsmärkten 

ist eine gewisse Stabilisierung, aber keine wirkliche Konsolidierung zu erkennen. 

Die Lenkungsgruppe hält daher zusätzlich zu den bereits bestehenden Planungen (350.000 

abzureißende Wohnungen) die Förderung des Rückbaus von weiteren 200.000 bis 250.000 

Wohnungen im Rahmen Stadtumbau Ost bis 2016 für zwingend erforderlich. Der Rückbau ist 

mittelfristig fortzusetzen und städtebaulich weiter zu qualifizieren. Durch die Fortschreibung 

der SEK der Kommunen und durch die laufende Begleitforschung werden wir bis zum Be-

ginn der nächsten Förderperiode den Anteil des Landes an diesem Volumen für den Zeitraum 

bis 2016 ermitteln. 

Die Gewährung eines Zuschusses je Quadratmeter rückgebauter Wohnfläche an die Woh-

nungseigentümer hat sich wie auch die so genannte „Spitzabrechnung“ in Sachsen-Anhalt als 

sehr effizientes Instrument zur Durchführung der Abrisse bewährt und sollte deshalb beibe-

halten werden. Um die Mittel weiterhin effektiv einzusetzen, sollte eine Förderung in Höhe 

von 50 bis 60 € je Quadratmeter Wohnfläche gewährt werden.  

Der Abriss selbst muss zudem künftig noch stärker unter städtebaulichen Aspekten qualifi-

ziert werden. Um stadträumliche Qualitäten zu bewahren und weiterzuentwickeln, sollte die 

Förderung des Rückbaus von vor 1919 errichteten, das Stadtbild prägenden Gebäuden sowie 

von denkmalgeschützten Gebäuden auch in Zukunft ausgeschlossen werden 
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Die größte Herausforderung stellt die Entwicklung der innerstädtischen Altbaugebiete dar. 

Das gilt besonders für die größeren Städte Sachsen- Anhalts. 

Insgesamt ist an der gebündelten städtebaulichen und wohnungswirtschaftlichen Strategie des 

Programms festzuhalten, um die Attraktivität und Zukunftsfähigkeit der von hohen Leerstän-

den betroffenen Städte als Wohn- und Wirtschaftsstandort zu stärken und die Woh-

nungsmärkte weiter zu stabilisieren. Das Programm Stadtumbau Ost ist hier in besonderer 

Weise geeignet, diese positive Entwicklung weiter zu fördern.  

Im Zuge nationaler Stadtentwicklungspolitik müssen Bund und Länder weiterhin staat-

liche Verantwortung für die Entwicklung der Städte auch als Träger regionaler Ent-

wicklung übernehmen. 

Weiterhin erforderlich ist auch zukünftig ein schlüssiges und abgestimmtes Handeln von 

Bund, Ländern und Kommunen, vor allem um die notwendigen finanziellen Mittel zielgerich-

tet einsetzen zu können. Rahmensetzende Kompetenzen des Bundes und der Länder müssen 

ausgefüllt werden, damit den Kommunen mittel- bis langfristige Planungssicherheit gegeben 

wird. Ziele und Maßnahmen des Stadtumbaus müssen in den überörtlichen Planungen ver-

bindlich berücksichtigt werden. In diesem Zusammenhang sind die vorhandenen Förder-

instrumente vorrangig auf die Bestandsentwicklung auszurichten. Konkret heißt das natürlich 

auch, dass das Land haushaltsmäßig Vorkehrungen trifft, um die Bundesmittel für den Stadt-

umbau voll zu komplimentieren. 

Die Programme Stadtumbau Ost und West sind mittelfristig zusammenzuführen. Dies 

sollte in Teilschritten und nach einer Evaluierung auch des Programms Stadtumbau 

West erfolgen.  

Es bedarf weiterhin einer Förderung des Stadtumbaus Ost. Aufgrund der immer noch gravie-

renden trennungs- und vereinigungsbedingten Sonderprobleme der Städte und Gemeinden in 

Ostdeutschland sind bei der Förderung des Stadtumbaus zunächst besondere Regelungen für 

die neuen Länder beizubehalten. Diese leiten sich in erster Linie von der höheren Leerstands-

betroffenheit als flächendeckendem Phänomen sowie dem immer noch nicht abgebauten 

Leerstand aus der DDR-Zeit und dem in den 90er Jahren entstandenen Überangebot an 

Wohnraum ab. Es bedarf daher über einen begrenzten Zeitraum hinweg unter anderem einer 

gesonderten Rückbauförderung in den neuen Ländern. Die Ergebnisse der Evaluierung zei-

gen, dass sich die Kombination aus Aufwertung und Rückbau im Rahmen des Bund-Länder-

Programms Stadtumbau Ost bewährt hat und weiter fortgeführt werden sollte. Meiner Mei-

nung nach muss die Relation zwischen den Programmteilen bedarfsgerecht im Sinne der Städ-

te von den Ländern entschieden werden.  

Die Aufwertung als Perspektive der Innenstädte und zukunftsfähiger Stadtteile ist auf 

Basis der integrierten Stadtentwicklungskonzepte zu stärken. Die Lenkungsgruppe 
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empfiehlt einen bedarfsgerechten Mitteleinsatz für Aufwertungsmaßnahmen sicherzu-

stellen und spricht sich dafür aus,  

- grundsätzlich 50 % der Bundesfinanzhilfen für die Aufwertung einzusetzen,  

- die Länder zu ermächtigen, den kommunalen Eigenanteil für die Aufwertung der 

Innenstadt und innenstadtnahen Altbauquartieren auf bis zu 20 % abzusenken 

(analog zum kommunalem Mitleistungsanteil der Gemeinden beim Programm 

Städtebaulicher Denkmalschutz), 

- die Sicherungsmaßnahmen bei Altbauten ohne kommunalen Eigenanteil unver-

mindert in Höhe von bis zu 15 % des Gesamtmittelvolumens fortzuführen.  

Die Kommunen sind in ihrer besonderen Verantwortung für den Standort Innenstadt zu unter-

stützen. Zur Sicherung eines bedarfsgerechten Wohnungsangebotes in den Kommunen sind 

neben der Aufwertung innerstädtischer Stadtquartiere die langfristig tragfähigen Kerne ande-

rer Stadtgebiete zu konsolidieren. 

Öffentliche Aufwertungsmittel müssen dabei konsequent in dauerhaft marktfähigen Quartie-

ren eingesetzt werden. 

Die notwendige Anpassung der städtischen Infrastruktur ist zukünftig auf Grundlage 

der Stadtentwicklungskonzepte ressortübergreifend zu fördern. BMVBS und die Fach-

ministerien der Länder sollten hierzu Gespräche mit den jeweiligen Umwelt- und Wirt-

schaftsressorts aufnehmen. 

Das Stadtumbauprogramm Ost kann hierzu aber nur einen kleinen Beitrag leisten. Für den 

Bereich der technischen Infrastruktur bedarf es einer eigenständigen, ausreichenden Förde-

rung (separate Infrastrukturförderung) vor allem durch die zuständigen Ressorts bei Bund und 

Ländern. Diese Position wurde von Sachsen-Anhalt immer vertreten. Darüber hinaus sollte 

zur Lösung der unmittelbar durch den Stadtumbau bedingten, auch nach 2009 anstehenden 

Aufgaben im Bereich der sozialen und technischen Infrastruktur die Förderung im Rahmen 

des Stadtumbauprogramms Ost angemessen weitergeführt werden. 

Die Wiedernutzung und Zwischennutzung von Brachflächen und Baulücken insbeson-

dere in den Innenstädten ist künftig als Handlungsfeld des Stadtumbaus umzusetzen. 

Auch hierzu bedarf es der Unterstützung der Kommunen aus vielen anderen Fachministerien. 

Fakt ist jedoch auch, dass ohne Entwicklungsdruck – am besten durch Wirtschaftsboom ver-

ursacht – die Umsetzung dieser Empfehlung schwierig bleiben wird. 

Gesamtstädtische Leitbilder des Stadtumbaus müssen im Diskurs mit der kommunalen 

Öffentlichkeit weiterentwickelt werden. Der Stadtumbau muss als stadtentwicklungspo-

litisches Leitprogramm "Chefsache" der Kommunalpolitik sein. 
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Die bisherige Praxis des Finanzmanagements auf kommunaler und Landesebene hat sich in 

der Praxis bewährt. Die Evaluierung hat gezeigt, dass sich die gebietsbezogene Bündelung 

verschiedener Förderinstrumente - den jeweiligen Anforderungen und Möglichkeiten ent-

sprechend - sehr vielfältig darstellt und zu hohen Synergieeffekten führt. An dieser Praxis 

sollte daher festgehalten werden. 

Insbesondere der Klimawandel und die Verknappung der Energieressourcen stellen neue Her-

ausforderungen an den Stadtumbau. Dieses Ziel sollte in den integrierten Stadtentwicklungs-

konzepten der Kommunen verankert werden. Auf der Basis der bereits von Bund und Ländern 

im Rahmen des ExWoSt-Vorhabens zur energetischen Stadterneuerung begonnenen Ansätze 

sind geeignete Formen der Implementierung in den Stadtumbau zu suchen.  

Die Wirksamkeit des Programms ist auch zukünftig durch geeignete flankierende Maß-

nahmen und Instrumente sicherzustellen, z. B. in den Bereichen Investitionszulage, Alt-

schuldenhilfe und Wohnungsbauförderung. 

Die erhöhte Investitionszulage für Bestandsinvestitionen im innerstädtischen Altbau ist 

wieder einzuführen. Bund und Länder werden aufgefordert, die Ausgestaltung und die 

Finanzierung zu prüfen.  

Eine Position, die das Land Sachsen-Anhalt immer vertreten hat. 

Die Härtefallregelung nach § 6 a Altschuldenhilfegesetz (AHG) ist zu flexibilisieren und 

stärker auf die Ziele einer nachhaltigen Stadtentwicklung auszurichten. 

Die Lenkungsgruppe begrüßt die geplanten Änderungen der AHG-Verordnung. Sowohl die 

Flexibilisierung der Härtefallregelung als auch die Verlängerung der Abrissfrist bis 2013 un-

terstützen die Umsetzung der integrierten Stadtentwicklungskonzepte und tragen dazu bei, 

dass die Ziele einer nachhaltigen Stadtentwicklung erreicht werden.  

Die Wohnungsbauförderung der Länder einschließlich des Einsatzes der Kompensati-

onsmittel des Bundes sollte insbesondere zugunsten der Stadtumbaugemeinden sowie 

zugunsten der innerstädtischen Stadtumbaugebiete und zukunftsfähigen Stadtteile ein-

gesetzt werden.  

Die derzeit in Sachsen-Anhalt gültigen Wohneigentumsrichtlinien tragen dem bereits Rech-

nung. Dem Land Sachsen-Anhalt ist es ein besonderes Anliegen, die ihm im Zuge der Födera-

lismusreform zustehenden Kompensationsmittel des Bundes für die Wohnraumförderung in 

den Stadtentwicklungs- und Stadtumbauprozess zu integrieren. 

Die Lenkungsgruppe hält es für notwendig, dass der Bund ab 2010 für das Bund-

Länder-Programm Stadtumbau Ost jährlich Bundesfinanzhilfen in Höhe von rund 106 

Mio. € (Verpflichtungsrahmen) bereitstellt - je zur Hälfte für die Aufwertung und den 

Rückbau. 
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Dies wird in den Verhandlungen zu den Verwaltungsvereinbarungen zwischen Bund und 

Ländern konkret zu regeln sein. 

 

2.3 Einbindung diverser Akteure 

2.3.1 Beteiligung und Berücksichtigung der Wohnungswirtschaft und der privaten 
Einzeleigentümer am/ im Stadtumbauprozess 

 

Beteiligung/ Berücksichtigung der Wohnungswirtschaft  

Die Wohnungseigentümer einer Stadt bestimmen durch ihre Gestaltungsspielräume bei der 

Bereitstellung und Qualifizierung des Wohnungsangebotes die Stadtentwicklung maßgeblich 

mit. Neben den Kommunalverwaltungen sind sie am engsten in den Stadtumbauprozess ein-

gebunden.  

Die Wohnungsunternehmen waren mehrheitlich bereits an der Erstellung der städtebaulichen 

Entwicklungskonzepte beteiligt und konnten hier eigene Strategien und Interessen in den Ab-

stimmungsprozess mit den Kommunen einbringen.  

Viele Unternehmen nehmen mit ihren deutlich formulierten Zielen großen Einfluss auf die 

Stadtentwicklung. Die Wohnungsunternehmen stehen der bisherigen Umsetzung des Rück-

baus im Rahmen des Programms Stadtumbau Ost positiv gegenüber, weil sich inzwischen 

eine spürbare Entlastung auf den Leerstand und auf die finanzielle Situation der Unternehmen 

bezogen bemerkbar macht.  

Im Bereich der kommunalen Wohnungsgesellschaften und der Wohnungsgenossenschaften in 

Sachsen-Anhalt standen per 31.12.2007 rd. 56.900 Wohnungen leer. Dies waren ca. 5.200 

Wohnungen weniger als 2006.  

Durch sinkende Leerstandszahlen haben sich auch die Mietausfälle und die nicht umlagefähi-

gen Betriebskosten durch Wohnungsleerstände wesentlich reduziert. Diese positiven Entwick-

lungen haben direkten Einfluss auf die Wirtschaftskraft der unternehmerischen Wohnungs-

wirtschaft. Beide Verbände erwarten im Zuge der weiteren Umsetzung des Stadtumbaupro-

gramm Sachsen-Anhalts weiter sinkende Leerstandszahlen und hieraus ableitend geringere 

Mietausfälle. Sie prognostizieren bis Ende 2010 eine Leerstandsquote von ca. 11 % (rd. 

40.000 Leerstandswohnungen), wenn die Wohnungsabrisse wie geplant erfolgen können und 

die Abrissförderung weiterhin auf einem hohen Niveau stattfindet. 

Die Entlastung der Wohnungsunternehmen versetzt diese mehrheitlich in die Lage, weitere 

notwendige Abrisse eigenfinanziert durchzuführen bzw. durch neue Investitionen den Stadt-

umbauprozess im Aufwertungsteil nachhaltig zu begleiten.�Bei einigen Wohnungsunterneh-

men ist dies aus betriebswirtschaftlicher Sicht jedoch nicht möglich. Aufgrund dessen fordern 
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die wohnungswirtschaftlichen Verbände eine wirkungsvolle Abrissförderung und Altschul-

denentlastung auch ab 2010, damit der Stadtumbau weiter erfolgreich fortgesetzt werden 

kann. 

 

Einbindung von Einzeleigentum in den Stadtumbau Ost 

Die kleinen privaten Wohnungsanbieter verfügen jeweils zumeist nur über wenige Wohnun-

gen im Altbaubestand, teilweise auch einige Wohnungen im Neubaubestand seit 1990. Sie 

sehen ihre Wohnungen als langfristige Wertanlage, die vor allem substanziell zu erhalten ist. 

Der finanzielle Handlungsspielraum dieser Akteursgruppe ist durch bereits getätigte Sanie-

rungen, Mietausfälle und häufig nicht vorhandene finanzielle Rücklagen gering. Sie agieren 

bisher vor allem als Einzelakteure auf dem Wohnungsmarkt. 

In Sachsen-Anhalt sind die Kommunen in der Regel sehr bemüht, die Privateigentümer inten-

siv in den Stadtumbau einzubeziehen, weil dies eine Voraussetzung und ein wichtiges Poten-

zial für einen erfolgreichen Stadtumbau in den Innenstädten bzw. für die Erreichung des Pro-

grammziels „Stärkung der Attraktivität der Städte“ ist. Vielfach gestaltet sich dieses Bemühen 

jedoch als schwieriger Prozess, weil ungeklärte Eigentumsverhältnisse (u. U. Erbauseinander-

setzungen), fragliche Vermietungsperspektiven und fehlende finanzielle Rücklagen die Ges-

taltungsmöglichkeiten behindern. 

Viele unserer Städte zeichnen sich durch weitgehend erhaltene historische Innenstädte aus. In 

den vergangenen Jahren ist es, dank enormer Leistungen in der Stadtsanierung, gelungen, 

diesen Bestand weitgehend zu erhalten und den baulichen Zustand und die Ausstattung deut-

lich zu verbessern. Innenstädte werden wieder zunehmend als Wohnstandort entdeckt und 

wertgeschätzt. Ausstrahlungseffekte und Anziehungskräfte durch den erreichten hohen Sanie-

rungsstand begünstigen das gewandelte Image vieler Altbauquartiere und die weitere zu-

kunftsfähige Entwicklung dieser Quartiere.  

Gleichwohl stellen sich die Wohnungsmarktperspektiven der innerstädtischen Altbaugebiete 

auch sehr unterschiedlich dar. Generell steht die Frage im Raum, wie mit dem bisher unsa-

nierten und zumeist leer stehenden Bestand dieser Quartiere umgegangen werden kann.  

In Abhängigkeit von der Altersstruktur, dem Sanierungszustand, der Lage, dem Image von 

Wohngebieten, Quartieren oder Gebäuden kann es - besonders bei Städten, die noch über ei-

nen großen prozentualen Anteil alter Bebauung verfügen - sein, dass sich der Wohnungsleer-

stand als städtebaulicher Missstand ohne Aussicht auf Veränderung in Altbaugebieten kon-

zentriert. In diesen Fällen wird es sowohl städtebaulich, als auch wohnungswirtschaftlich, 

keine Alternativvorschläge zum Abriss von Altbausubstanz geben. Auch extreme Auflagen 

der Denkmalpflege können in diesen Beständen als zusätzliche Entwicklungsbremse wirken.  
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Für einen bestimmten Teil von Altbauwohnungen in einigen Städten ist es einfach unmöglich, 

sie nach der notwendigen Sanierung zu Preisen anzubieten, die wenigstens eine Chance auf 

Akzeptanz und Absatz hätten. 

Die Perspektive vieler dieser Gebäude ist derzeit offen und bewegt sich zwischen den Alter-

nativen: Erhalt und Sanierung, zwischenzeitliche Sicherung oder Zwischennutzung sowie 

Abriss. In Sachsen-Anhalt spielt der Abriss von alter bzw. denkmalgeschützter Bausubstanz 

bisher jedoch eine absolut untergeordnete Rolle. 

Zur Kenntnis genommen werden muss, dass ohne nutzbringende Funktion, ohne Aussicht auf 

wirtschaftlichen Erfolg am Markt kein Eigentümer auf Dauer Bausubstanz erhalten kann. Er-

fahrungsgemäß sind die Möglichkeiten des Staates Mittel beizusteuern, die dazu führen wür-

den, alte Substanz nach der teuren Sanierung zu günstigeren Mieten anbieten zu können, äu-

ßerst begrenzt. Auch die Fälle, in denen die Kommunen oder Wohnungsunternehmen einzel-

ne Gebäude aufkaufen, um sie einer neuen Vermarktungs- oder Nutzungsstrategien zuzufüh-

ren, sind eingeschränkt. 

Ein Forschungsprojekt des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung hat sich mit der 

Frage beschäftigt, wie die stärkere Einbeziehung der privaten Eigentümer in den Prozess des 

Stadtumbaus gelingen kann und Überlegungen zu den möglichen Auswirkungen, falls dies 

nicht Ziel führend ist, angestellt. Das Ergebnis dieser Untersuchung ist u. a. im Mai 2007 im 

Rahmen einer Transferveranstaltung in Magdeburg vorgestellt und diskutiert worden. 

Fakt ist, dass es bislang kaum gelungen ist, kleinere private Vermieter mit dem Förderpro-

gramm Stadtumbau Ost anzusprechen und aktiv in den Stadtumbauprozess einzubeziehen. 

Gründe hierfür sind laut Gutachter vor allem der Mangel an konkreten Anknüpfungspunkten 

und die Passivität und Resignation auf Seiten der Eigentümer.  

Für die auf die Innenstädte beziehungsweise den Altbaubestand bezogenen Stadtumbauziele 

ist diese Entwicklung bedenklich, insbesondere weil der Handlungsbedarf im Altbaubestand 

aufgrund der höchsten Anteile nicht- beziehungsweise teilmodernisierter Bestände besonders 

hoch ist.  

Wesentliches Ziel des Stadtumbaus Ost ist die Stärkung der Innenstädte mit der Aufwertung 

der Altbausubstanz. Während sich der erste Teil des Stadtumbaus vorwiegend auf den zügi-

gen Abbau des Wohnungsleerstandes konzentrierte, muss es nun in der Aufwertungsphase 

auch verstärkt um eine bessere Einbindung privater Eigentümer in den Stadtumbau gehen, um 

die Ziele des Stadtumbau Ost auch im Hinblick auf die Erhaltung und Aufwertung des inner-

städtischen Altbaubestandes zu erreichen.  

In einigen Kommunen besteht hier noch ein großer Handlungsbedarf. In erster Linie müssen 

die Bestände identifiziert werden, die langfristig eine Perspektive auf dem Markt haben bzw. 

kulturhistorisch und städtebaulich von besonderer Bedeutung sind. Hier sollte unbedingt ver-
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sucht werden, die Eigentümer zu einer Mitarbeit und einem gemeinsamen Handeln mit der 

Kommune zu bewegen.  

 

Beteiligung/ Berücksichtigung auf Landesebene 

In den Prozess des Stadtumbaus wurden die Vertreter der Wohnungswirtschaft und der priva-

ten Vermieter von Beginn an mit einbezogen. 

Die Landesregierung hat mit dem Beirat „Stadtumbau in Sachsen-Anhalt“ bereits im Jahre 

2002 ein Podium geschaffen, das die Bündelung der Fachkompetenz aus den verschienen Be-

reichen ermöglicht.  Dem Beirat gehören u. a. Vertreter des Verbandes der Wohnungswirt-

schaft, des Verbandes der Wohnungsgenossenschaften, des Landesverbandes Haus & Grund, 

des Landesverbandes Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen, des Landesverbandes 

des Deutschen Mieterbundes, des Verbandes der Elektrizitätswirtschaft, des Städte- und Ge-

meindebundes, der Ingenieurkammer, und der Architektenkammer an.  

Auf der Grundlage des regelmäßigen Dialogs der Experten untereinander wurde inzwischen 

zu verschiedenen Themen des Stadtumbaus Stellung bezogen, insbesondere zu den jährlichen 

Bund-Länder-Verwaltungsvereinbarungen und landesspezifischen Schwerpunkten der einzel-

nen Programmjahre, Vorfinanzierung der Fördermittel für den Abriss durch die Investitions-

bank, Auswirkungen des Stadtumbaus auf die Medien/ Ver- und Entsorgung, Kriterien der 

Verteilung der Fördermittel, Berücksichtigung der Wohnungsunternehmen bei eigenfinanzier-

ten Abrissen und bei der Stadtumbau – Aufwertungsförderung. Weitere Themen waren z. B. 

die Förderung von Projekten der Internationalen Bauausstellung (IBA), die Grunderwerbs-

steuerbefreiung bei der Fusion von Wohnungsunternehmen, das Stadtumbau-Controlling/ 

Begleitforschungsvorhaben, die Entwicklung und Ermittlung von Boden- und Grundstücks-

werten in Zeiten schrumpfender Märkte, die EU-Strukturfonds usw. 

 

2.3.2 Einbindung der Investitionsbank 

Stadtumbau-Ost - finanzielle Abwicklung der Abrissförderung 

(Geschäftsbesorgungsvertrag vom 26. November 2004) 

Auf der Grundlage des Geschäftsbesorgungsvertrages vom 26. November 2004 hat die IB 

beginnend mit dem Programmjahr 2004 die gesamte finanzielle Abwicklung des Programm-

teils Abriss übernommen.  

Bis dahin wurden den Unternehmen die Fördermittel für ein Abrissobjekt gemäß der Bund-

Länder-Verwaltungsvereinbarung zur Städtebauförderung in fünf Jahresraten unterschiedli-

cher Höhe ausgezahlt. Dies hatte zur Folge, dass auch die Abrisse entsprechend der Förder-
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mittelbereitstellung nur auf fünf Jahre verteilt realisiert werden konnten. Wollte ein Unter-

nehmen jedoch sofort abreißen, war es gezwungen, zukünftige Fördermittel vorzufinanzieren. 

Obwohl die Vorfinanzierungskosten im Rahmen des „Stadtumbau – Ost” Programms förder-

fähig sind, gewähren Banken Darlehen in diesem Zusammenhang jedoch eher im Ausnahme-

fall. 

Seit der Aufgabenübertragung auf die IB haben die Wohnungsunternehmen alternativ die 

Möglichkeit sich die gesamten Fördermittel zeitnah zum Abriss abdiskontiert in einer Summe 

auszahlen zu lassen, ggf. sogar bereits vor dem eigentlichen Abriss eine Abschlagszahlung in 

Anspruch zu nehmen. Dieses günstige und unbürokratische Verfahren wird von fast allen Un-

ternehmen genutzt.  

Des Weiteren verstärkt die zeitnahe Mittelbereitstellung den positiven Effekt der Förderung 

indem es die Abrissprozesse beschleunigt. Der Stadtumbauprozess hat in diesem Bereich da-

durch eine zusätzliche Dynamik erfahren.  

Den „§ 6a-AHG-Unternehmen“ ermöglicht die Vorfinanzierung der bewilligten Abrissmittel 

darüber hinaus auch eine schnellere Entlastung von den Altschulden. 

Beides trägt dazu bei, in einer für die Unternehmen kritischen wirtschaftlichen Lage dauerhaf-

te Stabilität herbeizuführen. Zugleich versetzt es die Unternehmen in die Lage, notwendige 

Abrisse auch eigenfinanziert durchzuführen bzw. durch neue Investitionen den Stadtumbau-

prozess nachhaltig zu begleiten. 

Die Verlagerung der Verwendungsnachweisprüfung auf die IB hat die Gemeinden zusätzlich 

von Verwaltungsaufgaben entlastet. Für das Land garantiert die zentralisierte Verwendungs-

nachweisprüfung darüber hinaus eine einheitliche Handhabung und Abrechnung der gewähr-

ten Fördermittel. 

 

Zuwendungen im Rahmen des Landesbeitrages 

(Geschäftsbesorgungsvertrag vom 22.04.2005) 

Mit dem Geschäftsbesorgungsvertrag vom 22.04.2005 hat das Land der IB treuhänderisch die 

Aufgaben der Gewährung, Auszahlung und ggf. Rückabwicklung von Zuwendungen des 

Landes Sachsen-Anhalt im Rahmen der Erbringung des Landesbeitrages zum Sanierungskon-

zept von Wohnungsunternehmen gemäß § 6a AHG übertragen (siehe hierzu das vorstehende 

Kapitel zur Altschuldenentlastung). 
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Wohneigentumsförderung 

(Geschäftsbesorgungsvertrag vom 19.07.2005) 

Junge Menschen an ihre Region zu binden, Familien zu stärken und durch ein kinderfreundli-

ches Umfeld die Lust auf mehr Nachwuchs zu wecken, gehört zu den vordringlichsten Zielen 

der Landespolitik. Ein Ansatz dazu ist die Bereitstellung von familiengerechtem Wohneigen-

tum. Die IB setzt das Mitte des Jahres 2005 gestartete Wohneigentumsprogramm um, welches 

durch seine Fokussierung auf die Stadtumbaustädte sowohl den Stadtumbau-Ost unterstützt, 

als auch durch seine Kinderkomponenten die familienpolitische Offensive der Landesregie-

rung fördert. 

Mit dem Geschäftsbesorgungsvertrag vom 19.07.2005 wurden der IB treuhänderisch die Auf-

gaben der Prüfung der Förderanträge, die Erteilung von Förderzusagen, die Gewährung der 

Zuwendungen an die Zuwendungsempfänger (Auszahlung), die Prüfung der Verwendungs-

nachweise und ggf. die Geltendmachung von Rückforderungen bzw. die Bearbeitung von 

Gerichtsverfahren übertragen. 

 

2.3.3 Ressortübergreifende Initiativen auf Landesebene zur Bewältigung der Struk-
turprobleme 

Die Bewältigung der öffentlichen Aufgaben in Verbindung mit der Anpassung der Städte an 

den wirtschaftlichen und demografischen Wandel erfordert die Bündelung aller ideellen und 

finanziellen Ressourcen.  

Vor diesem Hintergrund ist die Internationale Bauausstellung (IBA) „Stadtumbau Sachsen-

Anhalt 2010“ als gemeinsames Vorhaben der gesamten Landesregierung initiiert worden. Der 

Koordinierungsprozess wird durch die interministerielle Arbeitsgruppe (IMAG-IBA) gesteu-

ert. Auf der Grundlage dieser Arbeitsgruppe erhält die IBA eine notwendige Kommunikati-

ons- und Arbeitsplattform, um in der Zusammenarbeit der Ressorts die IBA-Projekte unter-

stützen und fördern zu können. Aber auch die investive Umsetzung der Stadtentwicklung er-

fordert das Zusammenwirken mehrerer Fachressorts.  

Das Programm „Stadtumbau Ost“ hat nicht zum Ziel, alle aus der demografischen Entwick-

lung entstehenden Problemlagen - beispielsweise die Anpassung der technischen und sozialen 

Infrastruktur - zu lösen bzw. umfassend lösen zu können.  

Die Steuerung des Stadtumbauprozesses und entsprechende Planung kann für andere Fachge-

biete jedoch effizient wirken. Eine zeitliche und räumliche Koordination des Rückbaugesche-

hens beispielsweise vermeidet kurzfristige, kostenintensive Übergangslösungen und ermög-

licht zusätzlich langfristige Kosteneinsparungen bei der Infrastrukturver- und -entsorgung. 

Weitgehend infrastrukturkostenneutral kann der Stadtumbau umgesetzt werden, wenn der 
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Rückbau von Gebäuden mit einer Reduzierung der Netzausdehnung einhergeht. Der flächige 

Rückbau, möglichst von den Netzenden her, verursacht langfristig die geringsten Folgekosten 

auf der Seite der technischen Infrastruktur. 

Voraussetzungen hierfür sind u. a. die Einbeziehung der Versorgungsunternehmen bei der 

Erarbeitung der städtebaulichen Entwicklungskonzepte - hierzu sind die Kommunen gemäß § 

171 b Baugesetzbuch (BauGB) verpflichtet - und verbindliche Verträge oder Absprachen 

zwischen den Stadtumbaupartnern für die Umsetzung der Konzepte.  

Auf Arbeitsebene findet eine Zusammenarbeit mit den Versorgungsunternehmen des Landes, 

z. B im Beirat „Stadtumbau in Sachsen-Anhalt“, statt, um auf der Grundlage von Stadtent-

wicklungskonzepten zur Lösung regionaler Strukturveränderungen, auch für den Rückbau 

von Versorgungssystemen, beizutragen. 

Der stadttechnische Anpassungsbedarf kann jedoch nur im engen Sinne an Abrissmaßnahmen 

gekoppelt als stadtumbaubedingt und damit als Fördergegenstände im Rahmen des Pro-

gramms Stadtumbau angesehen werden kann. Wesentlicher Handlungsbedarf besteht auch bei 

der Anpassung der sozialen Infrastruktur. Der Bevölkerungsrückgang in Sachsen-Anhalt hat 

auch Auswirkungen u. a. auf Schulen, Kindergärten, Kinderkrippen, Sporteinrichtungen usw., 

die sich insbesondere in den Stadtumbaugebieten bemerkbar machen.  

Aufgrund dessen hatte der Bund auf Interventionen der Länder die Bundesmittel zur Städte-

bauförderung für die Programmjahre 2006 und 2007 um 20 Mio. € für den Stadtumbau Ost, 

und zwar für den Rückbau sozialer und technischer Infrastruktur, aufgestockt.  

Die mit dem Umbau der Städte verbundenen Probleme bedürfen jedoch weiter reichender 

Initiativen auch anderer Fachressorts. 

So hat die Europäische Kommission im Hinblick auf die Strukturfondsperiode 2007-2013 die 

stärkere Berücksichtigung von städtischen Problemen und städtischer Erneuerung („städtische 

Dimension“) in den Regionalprogrammen gefordert.  

Auf Intervention des MLV konnte im Rahmen des Programmierungsprozesses auf der Grund-

lage einer sozioökonomische Analyse und im Hinblick auf die Spezifizierung der Förderstra-

tegie die Forderung der Europäischen Kommission aufgegriffen und die „städtische Dimensi-

on“ in den Mittelpunkt von programmatischen Überlegungen bzw. Schwerpunkten für die 

zukünftige Förderperiode gestellt werden.  

In Zusammenarbeit mit allen betroffenen Landesressorts ist auf dieser Grundlage der Förder-

bedarf für die Strukturfondsperiode 2007 bis 2013 ermittelt worden und fand wie folgt Ein-

gang in die EU-Förderung aus EFRE-Mitteln (Europäischen Fonds für Regionale Entwick-

lung): 
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Tabelle 2-2: Indikative Darstellung der geplanten Gemeinschaftsbeteiligungen im 
Bereich "Städtische Dimension" 

 Gemeinschafts- 

beteiligung in Mio. Euro 

Förderung von außeruniversitären Einrichtungen 27,1 

Förderung von Baumaßnahmen im Hochschulbereich 173,6 

IT- Ausstattung für allgemein bildende und  

berufsbildende Schulen 

6,1 

 

Bau- und Ausstattungsförderung allgemein- und 

berufsbildender Schulen 

142,7 

Förderung von Forschungsschwerpunkten und  

innovativen Forschungsprojekten im Wissenschafts-
bereiche 

41,8 

Bau von öffentlichen Trinkwasserversorgungs-  

und Abwasserbeseitigungsanlagen 

63,1 

Abfallvermeidung/ -verwertung/ -beseitigung 14,4 

Wiederherrichtung von Brach- und Konversionsflä-
chen 

7,6 

Förderung des kommunalen Straßenbaus 25,5 

Förderung der Straßenbahninfrastruktur 12,5 

Städtebauförderung/ Stadtumbau 81,5 

Investitionen im Bereich Kindertagesstätten 20,4 

Gemeinschaftsaufgabe regionale Wirtschaftsförde-
rung (GRW -Infrastruktur, ohne Berufsschulen) 

151,6 

Landesfonds für Infrastruktur und Umwelt 46,1 

Gesamt 814,0 

 

Allein mit den für die Städtebauförderung/ den Stadtumbau vorgesehenen EU-Fördermitteln 

und der geforderten Komplementärfinanzierung aus Bundes-, Landes- und kommunalen Mit-

teln von jeweils 14 %, kann auf dieser Grundlage in der bevorstehenden Strukturfondperiode 

im Bereich der städtebaulichen Erneuerung ein Fördervolumen von ca. 140 Mio. € aufge-

bracht werden. 



 
42 

 

Vor dem Hintergrund, dass im Rahmen der Vergabe von EU-Fördermitteln ab der Förderpe-

riode 2007-2013 explizit u. a. Investitionen der sozialen und technischen Infrastruktur berück-

sichtigt werden sollen, wird zukünftig eine Beteiligung der jeweils zuständigen Ministerien 

am Umbau unserer Städte und am Einbringen in die Entwicklungskonzepte der Städte unum-

gänglich sein. 

 

2.3.4 Umfang der Einbindung von privatem Kapital im Rahmen von PPP-Projekten 

Public Private Partnership (PPP) lässt sich abstrakt beschreiben als langfristige, vertraglich 

geregelte Zusammenarbeit zwischen öffentlicher Hand und Privatwirtschaft zur Erfüllung 

öffentlicher Aufgaben, bei der die erforderlichen Ressourcen (z.B. Know-how, Betriebsmittel, 

Kapital, Personal) in einen gemeinsamen Organisationszusammenhang eingestellt und vor-

handene Projektrisiken entsprechend der Risikomanagementkompetenz der Projektpartner 

angemessen verteilt werden. 

Insbesondere die Vergabe von Planungsleistungen und Leistungen aus der Betriebsphase und 

die damit verbundene Lebenszyklusbetrachtung stellen für die Privaten ein Anreizsystem dar, 

die Gesamtkosten der Immobilie zu optimieren.  

Im Rahmen des Programms Stadtumbau Ost sind in den Programmjahren 2006 und 2007 kei-

ne PPP - Projekte gefördert worden.  

Im Hinblick auf das Stadtumbau- und zugleich IBA-Vorhaben „Campus Technikum“ in Bern-

burg wurde seitens der Stadt Bernburg eine Machbarkeitsstudie erarbeitet. Gegenstand der 

Machbarkeitsstudie war u. a. die Prüfung der Umsetzung des Vorhabens über ein PPP-

Projekt. Im Ergebnis wurde das PPP-Projekt wegen der langfristig zu hohen Kosten für den 

Träger bzw. die öffentliche Hand verworfen. 

Unabhängig davon hat die Bundesregierung eine Innovationsoffensive mit öffentlich-privaten 

Partnerschaften gestartet, die das Ziel verfolgen, durch eine langfristig angelegte Zusammen-

arbeit zwischen öffentlicher Hand und privater Wirtschaft öffentliche Infrastrukturprojekte 

effizienter zu realisieren als bisher.  

Hierzu hat sie eine so genannte „PPP Task Force“ eingerichtet, die ausgewählte Pilotprojekte 

auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene begleitet. Die PPP Task Force betreut derzeit 

neun Pilotprojekte. Sie soll Projekterfahrungen einbringen und aufnehmen, im Projektablauf 

auftretende Fragestellungen einer Lösung zuführen und die gewonnenen Erkenntnisse für 

zukünftige PPP-Projekte, insbesondere für die Entwicklung bundeseinheitlicher PPP-

Standards und Rahmenbedingungen nutzbar machen.  
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Insbesondere für kommunale PPP-Projekte sind Fördermittel des Bundes vorgesehen, zum 

Beispiel zur Erstellung der Ausschreibungsunterlagen. Die Projektverantwortung bleibt bei 

den Projektträgern. Die PPP Task Force übernimmt eine beratende Funktion, insbesondere bei 

Verfahrensfragen, Fragen der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung sowie Anwendung und Ausle-

gung von Rechtsvorschriften.  

An dem Pilotprojekt hat sich u. a. die Stadt Halle (Saale) beteiligt. Die Stadt Halle hat begon-

nen, die Sanierung, Bewirtschaftung, Bauunterhaltung und Finanzierung eines Teiles der städ-

tischen Schulen unterschiedlicher Schulformen und eines Teils der Kindertageseinrichtungen 

in einem PPP-Projekt zu realisieren. Hier wird der Ansatz verfolgt, Kinderbetreuung und Bil-

dung zu verknüpfen. Eingeschlossen sind integrative Einrichtungen für geistig und körperlich 

behinderte Kinder. Die ersten zwei Kindertagesstätten konnten Ende 2007 ihrer Nutzung ü-

bergeben werden. Fünf sanierte Schulen werden im Sommer 2008 übergeben. Der Abschluss 

aller Sanierungs- und Neubaumaßnahmen ist für das Jahr 2009 vorgesehen.  

Darüber hinaus hat die PPP Task Force des Bundes eine umfassende Projektdatenbank aufge-

baut, in der alle bereits realisierten PPP-Projekte in Deutschland aufgeführt sind. Sie schafft 

damit erstmals einen vollständigen Überblick über sämtliche PPP-Projekte in Deutschland. 

Seit dem 9. Juli 2008 ist die Datenbank frei geschaltet. Aus Sachsen-Anhalt haben sich darin 

bisher 6 Projektträger registrieren lassen (JVA Burg, Kitas und Schulen Halle, Schulen Mag-

deburg, Sekundarschule Barleben, Thermalbad Thale. 

 

2.4 Internationale Bauausstellung (IBA) „Stadtumbau Sachsen-Anhalt 2010“ 

Im Jahr 2002 hat das Land Sachsen-Anhalt die Stiftung Bauhaus Dessau und die SALEG, die 

Sachsen-Anhaltinische Landesentwicklungsgesellschaft mbH mit der Vorbereitung und 

Durchführung der IBA Stadtumbau 2010 beauftragt, die sich beispielhaft mit den Aufgaben 

und Chancen von schrumpfenden Städten beschäftigt. 

Die Städte von morgen können sich nicht mehr am Leitbild einer stetig wachsenden Stadt 

orientieren. Urbane Lebensqualität und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit hängen nicht von 

einer Zunahme an Einwohnern und Flächenverbrauch ab, sondern vom qualitativen Wachs-

tum zukunftsfähiger Branchen und Projekte: Weniger ist mehr. 

Die IBA Stadtumbau 2010 versteht sich als ein Labor, in dem unter den Bedingungen des 

demografischen Wandels verschiedene „Werkzeuge“ des Stadtumbaus exemplarisch erprobt 

und angewendet werden. Ziel ist es, modellhafte Projekte zu entwickeln, die Zeichen setzen 

für die internationale Stadtforschung und -gestaltung. Dabei baut die IBA Stadtumbau 2010 

auf das Engagement der Bürgerschaft in den IBA-Städten: Ohne die Ideen und verantwor-

tungsvolle Mitwirkung der Einwohner kann der Stadtumbau nicht gelingen. 
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Inzwischen sind 19 Städte in Sachsen-Anhalt mit ihren spezifischen Themen an der IBA be-

teiligt. Voraussetzung für die Mitwirkung an der IBA ist, dass sich die beteiligte Stadt ein 

ganz spezifisches Profil erarbeitet, das auf die Stärkung und Nutzung ihrer wirtschaftlichen, 

sozialen und kulturellen Potenziale setzt und als Leitlinie der baulich-räumlichen Entwicklung 

dienen kann. Gleichzeitig soll das Thema für den Gesamtprozess relevant und in seinen Er-

gebnissen auf andere Städte übertragbar sein. 

Im März des Jahres 2006 ist der IBA-Stadtmonitor als ein herausragendes eGovernment-

Projekt des Landes online gegangen. Die IBA schuf mit diesem Werkzeug einen praktischen 

Beitrag zu einer neuen Planungskultur und hilft, die Entwicklung von Städten unter den Be-

dingungen von Schrumpfung und neuer Profilbildung zu dokumentieren. Der Monitor unter-

liegt einer ständigen Weiterentwicklung. 

Der IBA-Stadtmonitor ist ein Instrument zur digitalen Datenerhebung und -auswertung mit 

dem Ziel der genauen Beobachtung des Raums in seiner Veränderung. Dies geschieht auch 

auf der Ebene der Stadt, ist aber vornehmlich für die regionale Beobachtung konzipiert. Es 

handelt sich um eine netzgestützte Datenbank als Webplattform, in der die Daten gesammelt 

und graphisch aufgearbeitet werden und die wie eine Wetterkarte eine Steuerung über Prog-

nosen ermöglicht. Darüber hinaus wird durch den IBA-Stadtmonitor eine Informationsplatt-

form geschaffen, die es den einzelnen Kommunen ermöglicht, sich in Relation zu setzen. Im 

Auftrag des MLV gemeinsam mit dem IBA-Büro im Rahmen der eGovernment-Initiative der 

Landesregierung vom Fraunhofer Institut Magdeburg (IFF) virtuelle Stadtrundgänge erstellt, 

zunächst für die Lutherstädte Eisleben und Wittenberg.  

Die 3D-Szenarien beider Städte sind Pilotvorhaben im Rahmen des eGovernment-

Leitprojektes IBA-Stadtmonitor. 

Mit Hilfe dieser vom IFF entwickelten 3D-Visualisierung der IBA-Projekte sollen vielfältige 

Zielsetzungen verfolgt werden. Zum einen bietet diese Technologie die Möglichkeit, im 

Stadtumbau erreichte Fortschritte einem breiten Publikumskreis näher zu bringen. Hier wer-

den reale städtebauliche Projekte bzw. Stadtquartiere dreidimensional dargestellt. Zum ande-

ren kann das 3D-Projekt als wertvolles Medium zur Stadtplanung und zur Entscheidungsfin-

dung z. B. bei städtebaulichen Wettbewerben genutzt werden. Von diesen bereits realisierten 

Stadt-Visualisierungen lässt sich ein so genanntes Grunddatenmodell, eine Art Plattform, als 

Ausgangspunkt für eine später aufzusetzende dreidimensionale Darstellung der Stadt ableiten. 

Dieses Transferprodukt kann im Ergebnis von allen Städten nachgenutzt werden. 



 
45 

Zu den Städten im Einzelnen: 

 

2.4.1 Aschersleben IBA-Thema: Von außen nach innen 

In Aschersleben soll realisiert werden, was Siedlungsstrukturen in anderen schrumpfenden 

Städten nicht mehr zulassen: eine Entwicklung von außen nach innen. An den Rändern wird 

abgerissen, der Stadtkern wird gestärkt. Dafür hat der Innenstadtring als Schnittstel-

le zwischen der historischen Altstadt und der gründerzeitlichen Stadt besondere Bedeutung. 

Hier finden zudem die stärksten Veränderungen statt: Historische Strukturen lösen sich teil-

weise auf, Nutzungen, die vorher am Stadtrand zu finden waren, siedeln sich nun am Innen-

stadtring an. Die am stärksten belasteten Bereiche wurden hier für Wohnzwecke bereits auf-

gegeben. Dieser Verkehrskorridor bietet Raum für künstlerische, architektonische und land-

schaftliche Interventionen; der urbane Raum wird dadurch partiell mit neuen Funktionen aus-

gestattet.  

Mit der Baustelle Bestehornpark konnte nach Überwindung verschiedener Hindernisse be-

gonnen worden. Die Akzeptanz für Kunst im öffentlichen Raum als strukturelles Mittel für 

Gestaltung und Zwischennutzung wächst. Dennoch verläuft der Prozess insgesamt etwas 

schleppend und die Mitwirkung sehr unterschiedlicher Projektpartner (Stadtverwaltung, 

Kunststiftung, Eigentümer, Künstler) ist aufwändiger als erwartet. So hatten z.B. für die Aus-

stellung „Zuhause“ alle Ausschüsse und die Kunststiftung zugestimmt, als in letzter Minute 

die Eigentümer ihre Zustimmung zurückgezogen. Die Zusammenarbeit IBA/LAGA ist ver-

trauensvoll und konstruktiv. Die Öffnung des Einelaufes als neuer Erlebnis- und Erholungs-

raum erfährt hohe Zustimmung bei den Bürgern. 

�

2.4.2 Bernburg IBA-Thema: ZukunftsBildung 

Bernburg ist ein bedeutender Industriestandort in Sachsen-Anhalt, aber auch ein wichtiger 

Standort der Ausbildung, Forschung, Kultur und Verwaltung. Trotzdem zählt Bernburg zu 

jenen Städten im Land mit besonders hoher Abwanderung. Die Industrieunterneh-

men konstatieren einen Mangel an qualifizierten Fachkräften und beklagen das unzureichende 

Bildungsniveau vieler Absolventen der Sekundarschulen. In dieser Situation setzt das IBA-

Konzept der Stadt Bernburg auf die Qualifizierung von Bildung und Kultur. Besondere Auf-

merksamkeit wird den Sekundarschulen zugemessen, die in der Innenstadt einen gemeinsa-

men Schulstandort entwickeln. 

Die neue Sekundarschule entwickelt ein spezifisches Profil für praxisorientiertes Lernen. Das 

Profil der Schule und ihre Zusammenarbeit mit vielen Partnern sollen auch für die Stadtöf-
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fentlichkeit erlebbar sein. Dafür wird ein öffentlich nutzbarer Ort geschaffen, das „Treib-

haus“, das eine Schnittstelle von Lernraum, Stadtraum und Lebensraum bilden soll. 

Das IBA-Thema sowie das IBA-Projekt „Campus Technikum“ haben einen breiten Diskussi-

onsprozess über zukunftsfähige Bildungsangebote und Kooperationsformen in Bernburg und 

in der Region angestoßen. Das erste Halbjahr 2008 war darüber hinaus durch intensive Ab-

stimmungen zwischen Stadt, Salzlandkreis, Ministerien und IBA-Büro geprägt. Im Ergebnis 

liegen qualifizierte pädagogische und baulich-planerische Grundlagen für eine erfolgreiche 

Antragstellung auf Fördermittel vor. Mit einer Bewilligung ist allerdings erst 2009 zu rech-

nen, so dass die Bauplanung 2009 und der Bau des neuen Schulstandortes voraussichtlich erst 

2010 beginnen können. 

Die Stadt Bernburg hat in den vergangenen Monaten Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit 

und Beteiligungsprozesse zum Projekt „Campus Technikum“ zurückgestellt, da zeitweilig 

große Unsicherheiten über die Förderung und Realisierung des Projektes bestanden. Diese 

sind nun weitgehend ausgeräumt. Damit können nun die Öffentlichkeitsarbeit und die Beteili-

gung von Eltern- und Schülervertretern sowie Nachbarn der neuen Schule wieder intensiviert 

werden. 

 

2.4.3 Halberstadt IBA-Thema: Kultivierung der Leere 

Durch die Zerstörungen des letzten Weltkriegs verlor die Stadt ihr mittelalterliches Zentrum. 

Leere Räume, perforierte Strukturen und große Achsen sowie kleine zusammenhängende 

Fragmente der historischen Altstadt prägen seitdem kontrastreich das Stadtgefüge. Die Leer-

stellen können angesichts der rückläufigen Bevölkerungsentwicklung auf absehbare Zeit nicht 

bebaut werden. Leere als ästhetisches Phänomen, das mit unterschiedlichen Konnotationen 

verbunden ist, wird in allen schrumpfenden Städten künftig verstärkt auftreten. Qualität kann 

Leere nur dann entwickeln, wenn sie von der Öffentlichkeit als Chance angenommen und 

durch Gestaltung interpretiert wird. 

Die IBA widmet sich deshalb dem offensiven Umgang mit der physischen Leere. Durch 

künstlerische Interventionen können sich die Bürger einem anderen „Werten und Sehen“ der 

Leere nähern. Der städtebaulich wertvolle Bereich um den Dom wird dauerhaft leer gelassen 

und als Landschaftsraum neu gestaltet. 

 

2.4.4 Dessau IBA-Thema: Stadtinseln – urbane Kerne und landschaftliche Zonen 

Das rasante Wachstum der Stadt Dessau-Rosslau während der Industrialisierung führte zur 

Integration mehrerer historischer Siedlungskerne. Kriegszerstörung und Altbauverfall sowie 

sinkende Einwohnerzahlen seit 1990 haben dafür gesorgt, dass der Stadtkörper zu groß für die 
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Anzahl der Bewohner geworden ist. Außerdem fehlt ein starkes Stadtzentrum. Ein „konzen-

trisches Schrumpfen“ ist deshalb nicht möglich. Damit es nicht zu einer ungeregelten Perfora-

tion kommt, hat sich die Stadt im Rahmen der IBA für ein radikales Umbaukonzept entschie-

den. Quartiere werden als urbane Kerne verdichtet und durch bauliche Ergänzungen und sozi-

ale Netze gestärkt. Diese werden von landschaftlichen Zonen umgeben, die durch den Abriss 

städtischer Bebauung entstehen. Einige dieser Flächen werden von Bewohnern der Stadt, so 

genannten „Akteuren und Paten“, betreut und repräsentieren damit neue Formen einer bürger-

schaftlichen Aneignung von Stadtumbaulandschaften. Zugleich werden innovative Pflege-

konzepte und damit eine neue Ästhetik der urbanen Landschaft in Anlehnung an das Garten-

reich erprobt. Zur Begleitung dieses Prozesses wurde eine Planungswerkstatt gegründet, in 

der verschiedene Institutionen, Ressorts und bürgerschaftliche Vereinigungen zusammenar-

beiten.  

Die Entwicklung der landschaftlichen Zonen schreitet kontinuierlich voran. Die Stärkung der 

urbanen Kerne benötigt eine abgestimmte Strategie, deren Diskussion komplex und schwierig 

ist. Die Stadtverwaltung macht sich die neue, integrierte Arbeitsweise aus den ersten IBA-

Jahren zunutze, doch die unterschiedlichen Interessen noch nicht beteiligter Gruppen und 

Ressorts wie z.B. der privaten Wirtschaft und bürgerschaftlicher Netzwerke sind nicht einfach 

zu steuern. Die Stabilisierung urbaner Kerne durch sozialräumliche Handlungsperspektiven 

ist inhaltlich und strategisch zu qualifizieren. Die Akzeptanz der Bevölkerung für den Prozess 

wächst und die Aufmerksamkeit der Medien und der Forschung ist groß. 

 

2.4.5 Köthen IBA-Thema: Homöopathie als Entwicklungskraft 

Köthen arbeitet an einem strategischen Profil, das auf den Bereich der Gesundheit als Wirt-

schaftsfaktor von wachsender Bedeutung setzt und an die Entstehungsgeschichte der Homöo-

pathie anknüpft. Der Begründer dieser Therapieform, Samuel Hahnemann, lebte und prakti-

zierte von 1821 bis 1835 in Köthen. Die Homöopathie soll zu einem Image- und Standortfak-

tor für Köthen ausgebaut werden. 

Die Stadt Köthen ist außerdem überzeugt, dass sich homöopathische Leit- und Lehrsätze auch 

auf die Stadtplanung und Stadtentwicklung übertragen lassen. Hierzu arbeitet ein interdiszi-

plinäres Team von homöopathischen Ärzten und Stadtplanern theoretisch und empirisch. Für 

die Planer besteht das Ziel des Experiments in der Entwicklung ergänzender oder neuer Pla-

nungsmethoden. Die homöopathischen Ärzte sind an der Frage interessiert, inwieweit ihre 

Philosophie und Methodik auf andere komplexe Systeme wie beispielsweise die Stadt über-

tragbar sein können.  

Köthen profiliert sich Schritt für Schritt als Ort der Homöopathie. Die Zusammenarbeit zwi-

schen dem DzVhÄ und der Stadtverwaltung wird enger. Die Homöopathie scheint ein fester 
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Bestandteil der lokalen Bildungs- und Kulturlandschaft zu werden. Köthen und das Thema 

Homöopathie gewinnen weiter an internationaler Wahrnehmung. Auch die lokale Resonanz 

und das Interesse am Thema Homöopathie verstetigen sich und nehmen zu. Von der pla-

nungstheoretischen Reflektion zu einer „Homöopathischen Methodik für die Planung“ kann 

2010 eine interessante Facette zur Schlusspräsentation der IBA Stadtumbau erwartet werden. 

Mit seinen baulichen und freiraumbezogenen Projekten verspricht Köthen, einen qualitätvol-

len Beitrag zur Baukultur im Stadtumbau zu liefern. 

 

2.4.6 Bitterfeld-Wolfen IBA-Thema: Die Chemie stimmt – Netzregion Bitterfeld-
Wolfen 

Wie kann in Zeiten geringerer Einwohnerzahlen, knapper finanzieller Ressourcen und über-

dimensionierter Infrastruktur das System Stadt handlungsfähig bleiben? Das vernetzte Han-

deln als Region und die gemeinsame Nutzung von Ressourcen gehören für die IBA zu den 

Existenzgrundlagen der zukünftigen „schlanken Stadt“. Der Gedanke „Weniger ist mehr“ als 

Leitprinzip des Stadtumbaus bedeutet auch, dass überflüssige Parallelstrukturen in benachbar-

ten Städten aufgegeben werden, dass Synergieeffekte durch enge Kooperationen erreicht wer-

den und dass Lebensqualität durch regionalisierte urbane Strukturen gesichert wird. Wichtige 

Maßnahmen, die die beiden Städte gemeinsam mit den Umlandgemeinden bis 2010 auf den 

Weg bringen, sind eine Strategie für ein modernes kommunales Management und ein neues 

Image für die Region.  

Der Arbeitsprozess am IBA-Thema ist 2008 wieder in Bewegung gekommen. Nach wie vor 

sind jedoch sehr widersprüchliche Positionen und Auffassungen der Partner zur Entwicklung 

der gemeinsamen Stadt spürbar. Noch immer wird hinsichtlich räumlicher Entwicklungsziele 

und der Verteilung von Entwicklungsressourcen – auch in Folge von Festlegungen im Fusi-

onsvertrag – zu oft nur für den eigenen Ortsteil gedacht. Das Netzstadtforum kann einen Bei-

trag leisten, Interesse und Verantwortungsbewusstsein für die gemeinsame Stadt zu entwi-

ckeln. 

 

2.4.7 Lutherstadt Eisleben  IBA-Thema: K³ – kleiner, klüger, kooperativ 

Das zentrale Projekt in Lutherstadt Eisleben widmet sich dem Aufbau einer touristischen Inf-

rastruktur, die das Leben und Wirken Martin Luthers für ein internationales Publikum erleb-

bar macht. Dazu gehören baulich-räumliche Projekte, die Vermittlung von Themen im Zu-

sammenhang mit der Geschichte Martin Luthers und die Entwicklung eines auf internationale 

Standards abgestimmten touristischen Managements und einer entsprechenden Gastkultur. Im 

Mittelpunkt aller Maßnahmen steht der sorgfältige Umgang mit den UNESCO-
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Welterbestätten und der Altstadt. Mit einem neuen Planungsinstrument, dem konzeptionellen 

Stadtumbauplan Altstadt mit integrierter Denkmalpflege, wird die Gratwanderung zwischen 

Erhalt und Abriss wertvoller Bausubstanz thematisiert. Dabei ist Eisleben ein Beispiel dafür, 

dass private Eigentümer das Rückgrat des Umbauprozesses bilden können. Im Stadtkern soll 

unter anderem durch „Entdichtung“ Wohnraum mit zeitgemäßen Qualitäten entwickelt wer-

den. Die Lutherstadt setzt mithilfe des Gemeinschaftswerks LUTHERSTADTumbau auf bür-

gerschaftliches Engagement zur Umsetzung einer städtebaulichen Strategie, die mit „kontrol-

lierter, kleinteiliger Perforation“ umschrieben werden kann. 

Die Bemühungen um integrative Lösungen als Ausdruck der Strategie K³ - kleiner, klüger, 

kooperativ wurden fortgesetzt. Dabei wurde aber auch deutlich, dass die Stadtverwaltung der 

kleinen Stadt diese Strategie nur mit Unterstützung und aktiver Mitwirkung externer Partner 

umsetzen und weiterentwickeln kann. 

Das 2007 eröffnete Lutherhausensemble fand als Beispiel für modernes Bauen in historischer 

Umgebung große internationale Aufmerksamkeit der Fachöffentlichkeit, und hat sich zu ei-

nem touristischen Anziehungspunkt entwickelt. Es wurde 2008 mit dem Architekturpreis des 

Landes Sachsen-Anhalt ausgezeichnet. Die geplante Gestaltung von Flächen am Lutherge-

burtshausensemble (z. B. Eislebenhof) konnte allerdings noch nicht wie geplant realisiert 

werden und wird nun erst während der Sommermonate 2008 weiter bearbeitet. 

 

2.4.8 Lutherstadt Wittenberg  IBA-Thema: Campus Wittenberg 

Die Lutherstadt Wittenberg wird geprägt durch die Altstadt mit ihren UNESCO-

Welterbestätten und durch zahlreiche in der Stadt ansässige kulturelle und konfessionelle In-

stitutionen. Ziel des IBA-Vorhabens ist es, durch die Vernetzung dieser Institutionen einen 

außeruniversitären Campus zu gestalten. Der Campus wird Gäste als „temporäre Bevölke-

rung“ anziehen, die Impulse für die wirtschaftliche Entwicklung, die Profilierung als Bil-

dungsstandort und für eine gesteigerte Urbanität der Stadt geben. 

Dieser Ansatz kann verwirklicht werden, wenn die Akteure des Campus kooperieren und sich 

selbst als Motor der Stadtentwicklung verstehen. Als „Dach“ und übergreifende Marke wurde 

hierfür der Verein CAMPUS Wittenberg gegründet. Der Campus Wittenberg e.V. ist als Insti-

tution im bürgerschaftlichen Leben Wittenbergs installiert. Seine Tätigkeit hat zur Verbesse-

rung der Kommunikationskultur und Kooperationsbereitschaft beigetragen. Als ambivalent 

erweist sich, dass der Verein vornehmlich aus bedeutenden Persönlichkeiten der Wittenberger 

Stadtgesellschaft besteht, die sehr beschränkt freie Ressourcen für die Arbeit des Vereins ha-

ben. Im weiteren Arbeitsprozess muss es dem Verein gelingen, die Idee des CAMPUS Wit-

tenberg in der Stadtöffentlichkeit erlebbar zu machen. Die bauliche Ausformung des Campus 

Wittenberg wird konsequent weiter verfolgt. 
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2.4.9 Halle IBA-Thema: Balanceakt Doppelstadt 

Zur größten Stadt Sachsen-Anhalts wurde Halle erst 1990 durch den Zusammenschluss mit 

dem bis dahin selbstständigen Halle-Neustadt. Die traditionsreiche Universitätsstadt Halle, 

die 2006 ihr 1200-jähriges Jubiläum beging, und Halle-Neustadt, das 2004 auf den 

40. Jahrestag der Grundsteinlegung für die „Chemiearbeiterstadt Halle-West“ zurückblickte, 

scheinen sich ambivalent gegenüberzustehen. Der Charakter Halles ist gerade wegen dieses 

„Doppelgesichts“ unverwechselbar. Zugleich durchdringen sich die historisch gewachsene 

Stadt und die Stadt der städtebaulichen Moderne im Zuge der „Magistrale“, die beide Stadt-

hälften verbindet. Das Nebeneinander und die Durchdringung verursachen Brüche und bergen 

eine Reihe von gravierenden Konflikten. Ziel ist es, hier langfristig zu einer Balance zu ge-

langen. 

Die wieder gewonnene überregionale Ausstrahlung der Hallenser Innenstadt als Zentrum für 

Bildung, Kultur, Medien und Handel muss mit einer kulturellen und ökonomischen Aufwer-

tung von Halle-Neustadt einhergehen. Neben Bauprojekten in Halle-Neustadt geschieht dies 

durch temporäre kulturelle Interventionen und eine Stärkung des bürgerschaftlichen Engage-

ments.  

Öffentliche Diskurse bilden die Grundlage für einen respektvollen Umgang mit der Neustadt 

als Wohn-, Arbeits- und Lebensraum vieler Menschen. Diese Diskurse führen die Potenziale 

der Doppelstadt vor Augen und haben eine intensive Auseinandersetzung mit der Neustadt als 

eine Ikone der städtebaulichen Moderne zum Ziel. Über die IBA-Projekte und notwendige 

Diskurse zu unterschiedlichen Facetten des Balanceaktes Doppelstadt gibt es inzwischen klare 

Vorstellungen. 

Es sind gute Fortschritte bei der Vorbereitung und Planung konkreter Projekte festzustellen, 

die eine fristgerechte Verwendung von Fördermitteln ermöglichen. Die inhaltliche Auseinan-

dersetzung mit Themen der Doppelstadtproblematik (z. B. Profilierung der Neustadt, Hoch-

häuser Riebeckplatz, Hochstraße) muss nun mit ähnlicher Intensität voran gebracht werden. 

Über traditionelle Formen der Bürgerbeteiligung an Planungsprozessen hinaus gibt es in Halle 

eine Reihe von kreativen und entwicklungsfähigen Ansätzen zur Beteiligung der Bürgerinnen 

und Bürger an Planungs- und Gestaltungsprozessen (Projekte Skaterbahn, Tulpenbrunnen, 

Franckesche Gärten). 

 



 
51 

2.4.10 Magdeburg IBA-Thema: Leben an und mit der Elbe 

Magdeburg will die Elbe als Kultur- und Lebensraum wiedergewinnen und in den Stadtraum 

integrieren. Die beiden Pole des IBA-Gebiets stehen für die Gleichzeitigkeit von allgemeiner 

Schrumpfung und sektoralem Wachstum. 

Im Süden Magdeburgs liegen die einst vom Maschinenbau geprägten Stadtteile. Unter dem 

Motto „Weniger Stadt – mehr Landschaft“ sucht die Stadt nach Wegen zur Renaturierung der 

Brachen, stärkt das Elbufer als Raum für Sport und Freizeit und konzentriert Ressourcen auf 

die Entwicklung der historischen Ortskerne entlang der Schönebecker Straße. 

Im Norden werden dagegen städtische Nutzungen verdichtet. Der alte Handelshafen wird zum 

Wissenschaftshafen umgebaut und stadträumlich mit dem Universitätscampus vernetzt. In der 

Nachbarschaft zur Universität siedeln sich mit wissensbasierten und technologieorientierten 

Unternehmen Zukunftsökonomien an. Zwischen diesen beiden Polen öffnet sich die Stadt 

Schritt für Schritt zur Elbe und schafft an der Nahtstelle von Fluss und Innenstadt neue städti-

sche Identitäten 

Zwischen den beiden Polen Südost und Handelshafen kann der Fluss als neues Testfeld für 

Magdeburger Urbanität verstanden werden. 

 

2.4.11 Merseburg IBA-Thema: Neue Milieus – neue Chancen  

Die Stadt Merseburg wurde im 20. Jahrhundert vor allem durch die Chemieindustrie in Leuna 

und Schkopau und den Braunkohlebergbau im Geiseltal geprägt. Noch heute dominieren in 

Merseburg traditionelle Industriearbeitermilieus, die jedoch immer älter werden. Denn viele 

der jüngeren Bewohner verlassen die Stadt. Menschen aus kreativen und experimentellen Mi-

lieus, die im Raum Merseburg arbeiten, wohnen eher in den größeren Städten Halle oder 

Leipzig. Auch Migranten halten sich oft nur kurze Zeit in Merseburg auf, bevor sie in andere 

Landesteile ziehen. 

Unter dem Titel „Dom- und Hochschulstadt“ will Merseburg langfristig für die Ansiedlung 

neuer, fremder und vor allem kreativer Milieus interessant werden. Die Stadt konzentriert sich 

dabei vor allem auf ihren Kern mit dem über der Saale liegenden Burgberg. Gemeinsam mit 

der Hochschule Merseburg und weiteren Partnern aus Kultur, Wissenschaft und Bürgerschaft 

führt die Stadt eine Debatte darüber, welche Wohn-, Freizeit-, Kultur- und Bildungsangebote 

entwickelt werden sollen. Dabei werden auch Fragen der Integration von Fremden diskutiert. 

Im Ergebnis der Zwischenevaluierung des IBA-Themas in Merseburg wurden überzeugende 

Arbeitsfelder und Arbeitsschritte festgestellt, die als Ziel führend für die klare Gestaltung der 

IBA in Merseburg eingeschätzt werden. Mit der Eröffnung des Europäischen Zentrums für 

Romanikforschung 2008 wird ein wichtiges Projekt zur Aufwertung des Dom- und Schloss-
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bereiches realisiert. Diese Forschungsstätte ist ein Beitrag zur Ansiedlung neuer Milieus im 

Stadtkern. Die vorliegenden Planungen für das Bauvorhaben „Wohnen am Schlossgarten“ 

und die Sanierung des Quartiers „Am Tiefen Keller“ belegen, dass die Stadt besondere Auf-

merksamkeit auf qualifizierte Planungsprozesse und gestalterische Qualität legen muss. 

 

2.4.12 Quedlinburg IBA-Thema: Perspektive Weltkulturerbe 

Als Weltkulturerbestadt trägt Quedlinburg eine besondere Verantwortung für den Erhalt der 

mittelalterlichen Innenstadt. Darin liegt gleichzeitig auch eine große Chance. Die Bausubstanz 

ist ein Wirtschaftsfaktor und bietet in vielerlei Hinsicht ein einzigartiges Potenzial. In Qued-

linburg soll beispielhaft eine Debatte über neue Nutzungen, Wohnen und Arbeiten mit dem 

und im Denkmal geführt werden. Die Anpassung von Gebäuden und Strukturen an aktuelle 

Bedürfnisse kann nur im Konsens zwischen dem Denkmalschutz, der Stadt, den Eigentümern 

und den Bewohnern geschehen. 

Die Stadt Quedlinburg erarbeitet eine Strategie, wie das rund 90 Hektar große Flächendenk-

mal als Ressource für die wirtschaftliche Entwicklung, als denkmalpflegerisches Vorzeigeob-

jekt und als Lebensraum für seine Bürger zu stärken ist. Dabei wird ein Ansatz verfolgt, der 

die historische Substanz nicht als Kulisse behandelt, sondern als zu nutzenden Lebensraum 

aktiviert. Tourismus und Handel sind entscheidende wirtschaftliche Potenziale für die Zu-

kunft des UNESCO-Welterbes Quedlinburg.  

Mit den Ergebnissen der Studie zum Bürgerschaftlichen Engagement und der Durchführung 

des 1. Denkmalfrühstücks konnte in Quedlinburg der Beitrag dieser Initiativen zum Erhalt 

und zur Entwicklung des Welterbes öffentlich sichtbar gemacht werden. Die Initiativen sind 

stark motiviert, die IBA Stadtumbau 2010 als Motor für die Propagierung ihrer Anliegen und 

Vorhaben zu nutzen und in diesem Rahmen das eigene Engagement weiter zum Nutzen der 

Stadt auszubauen und zu qualifizieren. Die Handlungsmaxime besteht für das IBA-Büro hier 

darin, die Entwicklung von (sich nach 2010) selbsttragenden Strukturen und Angeboten zu 

verfolgen. 

 

2.4.13 Sangerhausen IBA-Thema: Abgestimmtes Handeln 

Sangerhausen weist aufgrund seiner Industrie- und Bergbaugeschichte die komplette Band-

breite des seit den 1920er-Jahren realisierten Siedlungsbaus auf, kombiniert mit einer kultur-

historisch bedeutsamen Altstadt in landschaftlich reizvoller Lage. Nach der Wende hat sich 

die Einwohnerzahl um fast ein Drittel auf 23000 verringert. 

In die IBA Stadtumbau bringt Sangerhausen einen reichen Erfahrungsschatz zum abgestimm-

ten handeln beim Stadtumbau ein. Wohnungseigentümer, Ver- und Entsorgungsunternehmen 
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sowie die Stadt stehen vor der Herausforderung, den Mietwohnungsbestand an den sinkenden 

Bedarf anzupassen. Auf Grundlage wohnungswirtschaftlicher, soziologischer, demografischer 

und städtebaulicher Analysen haben sich die Kooperationspartner frühzeitig auf die Stärkung 

entwicklungsfähiger und lebenswerter Stadtquartiere verständigt. 

Zunehmend entwickeln Wohnungsunternehmen zusammen mit der Wohlfahrtspflege neue 

Angebote, um das Leben in den Stadtquartieren für ältere Menschen leichter und für jüngere 

Familien mit Kindern vielfältiger zu gestalten. Gute Projektfortschritte im konzeptionellen 

Bereich und bei der Umsetzung von konkreten Projekten sind festzustellen. 

Die Unternehmen der Wohnungswirtschaft übernehmen zunehmende Verantwortung für die 

Umsetzung der gesamtstädtischen Stadtumbaustrategie zur Entwicklung und Stärkung le-

benswerter Stadtquartiere. Sie schaffen dafür neue bedarfsdifferenzierte Wohnungsangebote 

und Zentren für Serviceleistungen von Organisationen der Wohlfahrtspflege. Der Vorberei-

tungsstand zur denkmalgerechten Sanierung der Wohnsiedlung Am Bergmann für heutige 

Wohnansprüche bietet gute Chancen, dass große Teile der Anlage 2010 im sanierten Zustand 

wieder genutzt und präsentiert werden können. Dabei bleibt die Sicherung einer hohen bau-

kulturellen und gestalterischen Qualität der konkreten Projekte eine Herausforderung für alle 

Beteiligten. 

 

2.4.14 Stendal IBA-Thema: Zentraler Ort im ländlichen Raum 

Die Altmark zählt zu jenen Regionen, in denen mehrere gravierende Probleme zusammentref-

fen: eine besonders geringe Bevölkerungsdichte (43 Einwohner pro Quadratkilometer), ein 

starker Rückgang der Geburten seit 1989/90, eine hohe Abwanderung, hohe Arbeitslosigkeit, 

überdurchschnittlich viele Auspendler und eine wenig diversifizierte Wirtschaftsstruktur. Die 

Altmark liegt weit entfernt von Ballungsräumen, ihr größtes eigenes Zentrum ist Stendal mit 

etwa 35000 Einwohnern. 

Die Kommunen und Landkreise stehen vor der Herausforderung, die wirtschaftliche und de-

mografische Situation zu stabilisieren. Gleichzeitig gilt es, das System der öffentlichen Da-

seinsvorsorge kreativ den veränderten Rahmenbedingungen anzupassen und das System der 

zentralen Orte sowie die Stadt-Umland-Verflechtungen neu zu bestimmen. 

Parallel dazu werden Pilotprojekte für die Profilierung von Kommunen als Standorte für 

Schulen und Ausbildung initiiert. In Stendal haben Organisationen der Wohlfahrtspflege so-

wie der Berufs- und Erwachsenenbildung mit dem Aufbau eines Bürgernetzes begonnen, das 

fehlende Leistungen der öffentlichen Daseinsvorsorge kompensieren will. 

 



 
54 

2.4.15 Staßfurt IBA-Thema: Aufheben der Mitte 

Wie viel Mitte braucht die Stadt? Wie geht man mit dem Verlust um und bewahrt Erinne-

rung? Diese Fragen betreffen nahezu jede Stadt, die Abwanderung und Leerstand erfährt. Die 

IBA thematisiert diese Probleme exemplarisch in Staßfurt. Hier ist die einmalige Situation 

einer leeren Mitte entstanden: Ein Bergsenkungsgebiet von 200 Hektar Größe mit einer Tiefe 

von bis zu mehr als sieben Metern durchzieht diagonal die Altstadt. Diese Bergsenkung führte 

dazu, dass hier große Flächen nicht mehr bebaubar sind. Rathaus, Kirche sowie Wohnhäuser 

sind unwiederbringlich verloren und können auch nicht durch andere Bebauung ersetzt wer-

den. 

Ziel ist es, der Stadtmitte ein neues Erscheinungsbild und damit eine neue Bedeutung zu ge-

ben. Gleichzeitig wird die „neue Mitte“ in einen funktionalen Zusammenhang mit den ande-

ren Stadtteilen gebracht. Langfristig soll die Erfahrung Staßfurts im Umgang mit dem Berg-

bau und dem Bergbauschadensgebiet einem internationalen Publikum zur Verfügung gestellt 

werden. Der neue Landschaftsraum in der Mitte Staßfurts wird von den Bürgern sehr gut an-

genommen. 

Interessant ist, dass durch die Umgestaltung der Mitte die Steinstraße wieder stärker in das 

Bewusstsein der Staßfurter Bürger zurückgekehrt ist. Hier kann man am Entstehen von Ge-

schäften, gesteigerter Sanierungstätigkeit und der Belebung des Zentrums einen deutlichen 

Aufschwung feststellen. Der IBA-Prozess hat ein hohes Maß an Intensivierung und Qualifi-

zierung erfahren. Mit der Durchführung der Architektursalons werden mit den Bürgerinnen 

und Bürgern Stadtentwicklung und Stadtästhetik problematisiert und Lösungen zur Umset-

zung entwickelt. Für das Kompetenzzentrum ist der Verbleib des Bergamtes Staßfurt am Ort 

noch nicht gesichert. 

 

2.4.16 Wanzleben IBA-Thema: Urbane Familienfelder 

In Wanzleben geht es um die Stellung und die Chancen von Familie in der Stadt. Dabei sollen 

die sozialen Ressourcen gestärkt werden. Der Schlüssel zur Stabilisierung der Stadt liegt aus 

der Sicht Wanzlebens in einer innovativen, generationenübergreifenden Familienpolitik und 

einem familienfreundlichen Profil. Familienpolitik bedeutet dabei nicht nur, die Kleinfamilie 

zu fördern, sondern zukunftsorientiert das System der Familie als Baustein einer modernen 

Gesellschaft innerhalb des Urbanen zu stärken. 

Als Kleinstadt am Rand Magdeburgs will Wanzleben mit einem sozial gefestigten, familien-

gerechten Umfeld mit guten Bildungs- und Betreuungsangeboten für Kinder, einem modernen 

Gesundheitswesen, einem vielfältigen Vereinsleben und kulturellen Angeboten vor allem jun-

ge Menschen davon überzeugen, dass es sich hier gut leben lässt. Kinder und Jugendliche 
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werden in die Planungsprozesse integriert, und die bereits etablierten „Bürgergespräche“ wer-

den um einen fachlichen Dialog zu familienpolitischen Fragestellungen ergänzt. 

 

2.4.17 Weißenfels IBA-Thema: Grün der Zeit 

Das IBA-Thema in Weißenfels verknüpft die ökonomische Profilbildung mit dem Stadtum-

bau. Die Weißenfelser Neustadt ist geprägt von zahlreichen altindustriellen Standorten, die 

kaum genutzt werden können. Deshalb soll ein größerer Landschaftszug von Ost nach West 

entstehen. Er wertet die Neustadt auf, schlägt den Bogen zur Saaleaue und wird dadurch zum 

vermittelnden Element zwischen Alt- und Neustadt. Die Betriebe der Lebensmittelindustrie 

haben sich zu einem Netzwerk zusammengeschlossen, um Träger eines gemeinsamen Stand-

ortprofils und –marketings zu werden. Das IBA-Thema ist in doppelter Hinsicht relevant: 

Zum einen werden private Akteure als Träger des Stadtumbaus und als Sponsoren für öffent-

liche Nutzungen einbezogen, zum anderen wird ein Grünzug als Marketingstrategie für das 

Projekt insgesamt entwickelt. Das IBA-Thema „Grün der Zeit“ hat sich im Handeln der 

Stadtpolitik, der Vereine, in der Bürgerschaft sowie der regionalen Wirtschaft in den Neu-

stadtwerkstätten weiter verstetigt. 

Die außerordentliche Beteiligung der Weißenfelser Bürgerinnen und Bürger beim Spatenstich 

für den 1. Bauabschnitt des Landschaftszuges belegt das hohe Interesse am IBA-Prozess. 

Rund 300 Teilnehmerinnen und Teilnehmer pflanzten bei strömendem Regen 61 von ihnen 

gestiftete Bäume für den Bürgerhain. Unternehmen des Netzwerkes komplettierten die Pflan-

zungen. 

Im Zuge der weiteren Entwicklung des IBA-Themas hat sich die Stadt dazu bekannt, den 

„Brückenschlag“ über die Saale zu vollziehen und die Verbindung zwischen Neustadt und 

Altstadt herzustellen. Die Verbindung zwischen Neustadt und Altstadt soll über den westli-

chen Landschaftszug über das Gelände der Getreidewirtschaft mit den Projekten in der Alt-

stadt, wie der Umgestaltung der Stadtterrassen, der Entwicklung der Promenade und des 

Klingenplatzes vollzogen werden.  

 

2.4.18 Naumburg IBA-Thema: Stadt-Bildung 

Naumburg verfügt über eine weitgehend intakte Altstadt, die eine 980jährige Geschichte hat. 

Ca. 80% der Gebäude sind im Besitz von privaten Eigentümern, 60% der Altstadt sind mitt-

lerweile saniert. Dieser Erfolg konnte u. a. durch verschiedene Bürgervereine erreicht werden, 

die viele private Projekte ins Leben gerufen haben. So gehen in Naumburg ein Bürgerzent-

rum, die evangelische Grundschule, die Familienbildungsstätte und die Nutzung der Straßen-

bahn als lebendiges technisches Denkmal auf bürgerschaftliche Initiativen zurück. Verbunden 
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damit ist die Erkenntnis, dass die Sanierung auch zu einer Belebung der Gebäude führen 

muss. Aus diesen Ansätzen heraus entstand die Idee, das bürgerschaftliche Engagement zur 

Stärkung der Altstadt noch mehr in den Mittelpunkt zu rücken. Wichtiger Partner des geplan-

ten IBA-Projekts ist der Naumburger Bürgerverein e.V. Dieser engagiert sich seit einiger Zeit 

in der Vermittlung von Baukultur und Ästhetik. 

Bis 2010 soll ein Leitfaden entstehen, der zur Vermittlung von Architektur und Baukultur in 

Schulen herangezogen werden kann. Es ist die Weiterbildung von Lehrern über Sachsen-

Anhalt hinaus geplant. Naumburg selbst soll zu einem Ort für Studienreisen und Visualisie-

rung der Baukultur ausgebaut werden. 

 

2.4.19 Schönebeck IBA-Thema: Urbane Kerne – Landschaftliche Zonen 

Schönebeck liegt ca. 15 Kilometer südwestlich von Magdeburg. Die Einwohnerzahl liegt der-

zeit bei 32.700 - ca. 10.000 weniger als 1989. Damit verbunden s eine große Zahl von Gebäu-

deleerständen. Grundlage der künftigen Stadtentwicklung mit dem Leitbild „Urbane Kerne - 

landschaftliche Zonen“ ist der historische Stadtgrundriss mit drei prägenden ehemaligen Ko-

lonistenstraßen, die das Stadtgefüge in drei Siedlungskerne gliedern. Diese Kerne wirken i-

dentitätsstiftend und sollen künftig gestärkt werden. Größter Handlungsbedarf besteht zurzeit 

in der Altstadt. Diese soll profilgebend zu einem elbnahen Wohn- und Arbeitsstandort entwi-

ckelt werden. Die Ortskerne sollen über die großen Straßen künftig aber auch erkennbar ver-

bunden werden. Neben städtischen Strukturen sollen landschaftliche Zonen entstehen. Über 

ein gezieltes Flächenmanagement sollen neue Grünräume mit unterschiedlichen Freiraumty-

pologien ausgebildet werden. Insbesondere die Flächen des ehemaligen Heizkesselwerks, des 

Rübenverladeplatzes und der Salineinsel verfügen über ein großes Potenzial, zur grünen Lun-

ge der Stadt zu werden. Eingebunden werden soll auch der nahe Kleingartenbestand. Der der-

zeitige Altersdurchschnitt der Pächter (34% über 65 Jahre) braucht neue Ideen zur Reaktivie-

rung bzw. zum künftigen Umgang mit den Flächen. 
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3 Sonstige Förderprogramme / -ansätze 

 

3.1 Altschuldenentlastung nach § 6a AHG 

Wie geht eine Stadt mit dauerhaft sinkenden Bevölkerungszahlen um? In vielen ostdeutschen 

Städten führt die schlechte Arbeitsmarktsituation schon seit Jahren dazu, dass insbesondere 

jüngere und gut ausgebildete Menschen der Arbeit hinterher ziehen und damit ihrer Region 

dauerhaft den Rücken kehren. Zurück bleiben zahlreiche leerstehende Wohnungen, soziale 

Brennpunkte und zunehmender Verfall insbesondere in den Randgebieten. Ein Trend, dem 

die Städte gemeinsam mit den örtlichen Wohnungsunternehmen durch Abriss von leerstehen-

dem Wohnraum und Aufwertung des verbleibenden Wohnumfeldes sowie der städtischen 

Infrastruktur zu begegnen suchen. Finanzielle Unterstützung für diese Bereiche bietet dabei 

das Bund-Länder-Programm Stadtumbau Ost. 

Ein weiterer wesentlicher Erfolgsfaktor für den Stadtumbau ist nach wie vor die zusätzliche 

Stärkung der Investitionsfähigkeit von Wohnungsunternehmen durch die Entlastung von Alt-

verbindlichkeiten, die auf den dauerhaft leer stehenden und abzureißenden Wohnungen lie-

gen. Die hieraus entstehenden finanziellen Verbindlichkeiten, denen keine nennenswerten 

Mieteinnahmen gegenüberstehen, schwächen die wirtschaftliche Lage der Unternehmen er-

heblich und bringen sie nicht selten in Existenznot  

Als Reaktion darauf hat der Bund bereits im Jahr 2000 das Altschuldenhilfegesetz (AHG) 

durch eine Härtefallregelung (§ 6a) ergänzt. Diese gewährt den Wohnungsunternehmen bei 

Abriss von leerstehendem Wohnraum eine zusätzliche Altschuldenentlastung von bis zu 77 

EUR/qm Wohnfläche, sofern sie zum Antragszeitpunkt einen Leerstand von mindestens 15 % 

hatten, sie hierdurch in ihrer wirtschaftlichen Existenz gefährdet waren und wenn sie ein trag-

fähiges Sanierungskonzept vorlegten, an dem sich die Länder und die Banken beteiligen. 

Mit dieser zusätzlichen Entlastung von Altverbindlichkeiten sowie dem Programm Stadtum-

bau Ost wurden wichtige Rahmenbedingungen zur Beseitigung der Wohnungsleerstände und 

zur Aufwertung der Wohnquartiere geschaffen. Diese Hilfen wirken zugleich auch entschei-

dend für die Stabilisierung der Städte als Wohn- und Wirtschaftsstandorte. 

Die Antragsfrist für Wohnungsunternehmen im Rahmen der Härtefallregelung endete am 31. 

Dezember 2003, so dass anschließende aktuelle negative wirtschaftliche Entwicklungen bei 

einzelnen Unternehmen keine Berücksichtigung mehr finden. 
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In Sachsen-Anhalt erhalten 81 Wohnungsunternehmen eine zusätzliche Altschuldenentlas-

tung. 5 

 

Tabelle 3-1: Altschuldenentlastung der Wohnungsunternehmen gemäß § 6a AHG (Be-
willigung durch die KfW) 

Jahr Altschuldenentlastung in Euro 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

3.854.484,51 

58.095.783,05 

103.235.219,90 

66.191.933,73 

55.091.313,80 

Gesamt 286.468.734,99 

Quelle: Investitionsbank Sachsen-Anhalt. 

Voraussetzung für die Gewährung der Altschuldenentlastung ist u. a., dass das Land einen 

mindestens ebenso hohen Beitrag zum Sanierungskonzept des Unternehmens leistet. Sachsen-

Anhalt erbringt seine Beiträge zu den Sanierungskonzepten im Rahmen des Anrechnungsmo-

dells vornehmlich aus Programmen der Wohnungs- und Städtebauförderung. Die Investiti-

onsbank Sachsen-Anhalt (IB) ermittelte und bestätigte per 9.07.2008 Landesbeiträge für die 

Unternehmen in Höhe von 278.910.271,50 EUR, wobei aber die anrechenbaren Förderbeträge 

des Landes in einigen Fällen die Bewilligung durch die KfW sogar übersteigen. Insgesamt ist 

durch das Land derzeit noch eine Lücke von rund 35 Mio. EUR zu füllen.  

Nach den derzeitigen aktuellen Berichterstattungen durch die Wohnungsunternehmen sollen 

bis zum Jahr 2010 71.326 Wohnungen mit 4.034.196,27 qm Wohnfläche abgerissen werden. 

Davon wurden bis zum Ende des Jahres 2007 45.481 Wohnungen mit 2.562.249,57 m² Wohn-

fläche abgerissen. 

Bisher wurden von den bewilligten Mitteln rund 178 Mio. EUR abgerufen. 

 

                                                 

5 Durch die Fusion zweier Gesellschaften hat sich die Zahl der Wohnungsunternehmen gegenüber den Vorjahren von 82 auf 
81 reduziert. 

44 
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Tabelle 3-2: Mittelabruf 

Jahr Mittelabrufe in Euro 

2002 

2003 

2004 

2005 

2006 

2007 

2008 (per 30.06.2008) 

1.319.893,20 

13.817.633,49 

19.884.581,93 

46.313.052,03 

38.455.110,54 

44.024.267,78 

13.975.729,13 

Gesamt 177.790.267,41 

Quelle: Investitionsbank Sachsen-Anhalt. 

3.2 Umfang und Förderung städtebaulicher Sanierungsmaßnahmen und des städ-
tebaulichen Denkmalschutzes 

Die Förderung städtebaulicher Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen sowie von Maß-

nahmen des städtebaulichen Denkmalschutzes zur Sicherung und Erhaltung historischer 

Stadtkerne hat in den Jahren 2006 und 2007 ihre Fortsetzung gefunden und somit dazu beige-

tragen, dem 1991 eingeleiteten Erneuerungsprozess weiterhin Kontinuität zu verleihen. 

Die Förderung städtebaulicher Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen verfolgt dabei re-

gelmäßig das Ziel, städtebauliche Missstände und Defizite, die insbesondere im Hinblick auf 

die bauliche Beschaffenheit von Gebäuden und die städtische Infrastruktur, d.h. die Funktio-

nalität städtischer Bereiche, zu verzeichnen sind, zu beseitigen.  

Maßnahmen des städtebaulichen Denkmalschutzes verfolgen insbesondere das Ziel, historisch 

überkommene Stadtstrukturen, sowohl was den Gebäudebestand als auch den Stadtgrundriss 

anbetrifft, zu sichern und zu erhalten. 

Die im Jahr 2004 in Zusammenhang mit dem städtebaulichen Bericht der Bundesregierung an 

den Deutschen Bundestag veranlasste Erhebung im Hinblick auf die Umsetzung der von den 

Städten für ausgewählte städtische Bereiche (per Satzung förmlich festgelegte Sanierungs- 

bzw. Entwicklungsgebiete sowie per Erhaltungssatzung räumlich abgegrenzte Gebiete) sei-

nerzeit beschlossenen und inzwischen fortgeschriebenen Sanierungsziele hat ergeben, dass 

diese im Durchschnitt der beteiligten bzw. geförderten Städte zu etwa 45 v. H. erreicht wur-

den bzw. die Missstände zu etwa 45 v. H. abgearbeitet wurden.  
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Im Hinblick auf die einschlägigen Förderprogramme: 

- Städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen 

- Städtebauförderung im ländlichen Bereich 

- Städtebaulicher Denkmalschutz, Sicherung und Erhaltung historischer Stadtkerne 

ergibt sich für die Jahre 2006 und 2007 (Programme 2006 und 2007) nachfolgende Übersicht: 

 

Tabelle 3-3: Städtebauförderung 2006 und 2007 

Förderungsgebiete Jahr geförderte 
Gemeinden 

Gebiete Bewilligte  
Fördermittel in 

Euro 

2006 67 70 31.860.000 Städtebauliche Sanierungs- 
und Entwicklungsmaßnahmen 

2007 64 67 24.943.600 

2006 65 65 3.600.000 Städtebauförderung 
im ländlichen Bereich 

2007 41 41 2.000.000 

2006 34 34 31.190.000 Städtebaulicher Denkmalschutz, 
Sicherung und Erhaltung 
 historischer Stadtkerne 

2007 35 35 28.061.200 

Quelle: Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt. 

Die Fördermittel haben – einschließlich der Mittel, die die Gemeinden als Eigenanteil (Städ-

tebauliche Sanierungs- u. Entwicklungsmaßnahmen = 331/3 v. H./ Städtebaulicher Denkmal-

schutz, Sicherung und Erhaltung historischer Stadtkerne = 20 v. H./ Städtebauförderung im 

ländlichen Bereich = 331/3 v. H.) zulasten der kommunalen Haushalte aufzubringen haben – 

dazu beigetragen, die städtebauliche Erneuerung, die insoweit Prozesscharakter hat, zu beför-

dern. Gleichzeitig hat die Städtebauförderung, die als Anreizförderung wirkt, zu Investitionen 

in Höhe des Zweieinhalb- bis Dreifachen der aufgewendeten Fördermittel geführt und über-

dies – die Aufträge werden zu etwa 95 v. H. an Firmen bzw. Unternehmen vor Ort bzw. aus 

der Region vergeben – dazu beigetragen, die Beschäftigung insbesondere was den Mittelstand 

und das Bauhandwerk anbetrifft, zu stabilisieren. 
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3.3 Förderung des Wohnungsbestandes und Anreize zur Bildung von Wohneigentum 
(Wohnungsbauförderung 2006 - 2007) 

 

3.3.1 Wohneigentum 

Im Berichtszeitraum des Jahres 2007 haben sich die 2005 gestarteten Wohneigentumspro-

gramme mit gleichmäßig hohen Antrags- und Bewilligungszahlen fest in der Förderlandschaft 

Sachsen-Anhalts etabliert. 

Diese Programme sollen vor allem jüngere Menschen durch Schaffung von Wohneigentum an 

den Heimatstandort binden. Die Konzentration auf die Stadtumbaustädte und die Förderung 

von Maßnahmen im Bestand sollen gleichzeitig den Stadtumbau unterstützen. 

Besonders an einkommensschwächere Haushalte richtet sich das nachrangige Baudarlehen 

der IB, dessen Zins innerhalb der ersten 5 Jahre durch das Land auf 0,99% verbilligt wird. 

Zusätzliche Kinderzuschüsse und ein spezieller „Baby-Bonus“ runden die Förderung ab und 

schaffen zusätzlichen Spielraum bei der finanziellen Doppelbelastung Familiengründung und 

Wohneigentumsbildung. 

Die Nachfrage nach dieser Förderung ist unverändert hoch, so dass in beiden Berichtsjahren 

die für die Zins- und Kinderzuschüsse zur Verfügung stehenden Kontingente restlos ausge-

schöpft wurden.  

 

Tabelle 3-4: Wohneigentumsförderung – Landesprogramm 

Jahr Eigenheime/ 
Eigentumswoh-

nungen 

Darlehensvolumen 
(Mio. EUR) 

2006 238 14,69 

2007 204 12,64 

Quelle: Investitionsbank Sachsen-Anhalt. 

 

Außerhalb der regionalen und einkommensabhängigen Beschränkungen des vorgenannten 

Programms liefert das ergänzende IB-KfW-Darlehen der IB durch zusätzliche Verbilligung 

des ohnehin günstigen KfW-Zinses finanzielle Anreize zur Bildung von selbstgenutztem 

Wohneigentum. 
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Tabelle 3-5: Wohneigentumsförderung - IB-KfW-Darlehen 

Jahr Eigenheime / 
Eigentumswohnungen 

Darlehensvolumen 
(Mio. EUR) 

2006 205 8,24 

2007 178 6,92 

Quelle: Investitionsbank Sachsen-Anhalt 

Ergänzt werden diese Segmente durch zwei Programme, die im Sommer 2007 ins Leben ge-

rufen wurden. 

 

3.3.2 Energetische Sanierung 

Die Förderung der energetischen Sanierung greift die Notwendigkeit einer nachhaltigen Re-

duzierung des alltäglichen CO2-Ausstosses auf. Bei Neuschaffung von selbstgenutztem 

Wohneigentum oder auch modernisierungsorientiertem Erwerb erhalten einkommensschwa-

che Haushalte einen Zuschuss in Höhe von bis zu 5.000 EUR, sofern sie sich für eine Hei-

zungsanlage auf Basis erneuerbarer Energien entscheiden. 

Für Wohnungsvermieter und Selbstnutzer, die ihre Gebäude mit Hilfe eines KfW-Darlehens 

aus dem „CO2-Gebäudesanierungsprogramm“ oder dem „KfW-Modernisierungsprogramm – 

Öko-Plus“  energetisch sanieren, kann ebenfalls ein Zuschuss in Höhe von 10% der Darle-

henssumme, maximal jedoch 5.000 EUR je Wohnung bewilligt werden.  

Abweichend von der aktuellen Maxime des Landes, Förderungen nur noch für innerstädtische 

Gebiete bereit zu stellen, kann dieses Programm in beiden Ausprägungen flächendeckend in 

Anspruch genommen werden.  

Nicht zuletzt wegen der stark anziehenden Preise konventioneller Energien (Gas und Öl) er-

fuhr das Programm von Beginn an eine starke Nachfrage. Allein in 2007 wurden 783 Woh-

nungen mit einem Zuschussvolumen von 2,03 Mio. EUR gefördert. Die Tendenz ist steigend. 

 

3.3.3 Fördermittelwettbewerb 

Neue Wege der Förderung hat das Land im Jahr 2007 durch Auslobung des ersten Fördermit-

telwettbewerbes im Wohnungsbau beschritten. Nicht mehr die Reihenfolge der Antragstel-

lung soll über die Vergabe der Fördermittel entscheiden, sondern städtebauliche Aspekte und 

der Innovationsgehalt des Bauprojektes.  

Der Wettbewerb stand insbesondere unter dem Zeichen des generationsübergreifenden, so-

wohl familien- als auch altengerechten Wohnens. Barrierefreiheit (Neubau) bzw. Barrierear-
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mut (Sanierung) war ebenso Voraussetzung wie auch eine beispielhafte Gebäudeenergieeffi-

zienz. Gefragt waren neben rein funktionalen Merkmalen aber auch vor allem nachahmens-

werte städtebauliche architektonische Lösungen. 

Durch die Beschränkung der Teilnahme auf die Stadtumbau-Ost Gebiete hat das Land einmal 

mehr die Konzentration der zur Verfügung stehenden Fördermittel auf die zentralen Orte un-

terstrichen und ihren Kurs zur Stärkung der innerstädtischen Gebiete fortgeführt. 

In einer ersten Bewerberrunde wurden bis zum 30.09.2007 insgesamt 68 Projekte bei der IB 

eingereicht und von einer Jury gründlich geprüft. 24 Bewerbungen in Halle, Zerbst, Halber-

stadt, Magdeburg, Gardelegen, Bitterfeld, Stendal, Sangerhausen, Jessen, Merseburg, Qued-

linburg und Burg wurden schließlich ausgewählt. Hierfür konnten bis Jahresmitte bereits rd. 

11 Mio. EUR von knapp 15 Mio. EUR bewilligt werden. 

Insgesamt beinhalten die aus der ersten Bewerbungsrunde ausgewählten Projekte den Neubau 

oder die Sanierung von 663 Wohnungen mit einem geplanten Gesamtinvestitionsvolumen von 

rund 61,4 Millionen Euro. 

Abgabeschluss für die zweite Bewerberrunde war der 31.03.2008. 
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Berichtsteil II: Mieten- und Wohnungsentwicklung im Land Sachsen-
Anhalt 
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4 Ökonomische Rahmenbedingungen 

4.1 Wirtschaftslage 

Im Berichtszeitraum 2006 und 2007 verzeichnete Deutschland ein Wirtschaftswachstum ge-

genüber dem jeweiligen Vorjahr von 2,9 % in 2006 bzw. 2,5 % in 2007. Grund waren die 

gute Situation der Weltwirtschaft und die daraus resultierende starke Auslandsnachfrage. Im 

Jahr 2006 riefen die in Deutschland ausgetragene Fußballweltmeisterschaft und die zu Beginn 

2007 eingeführte Erhöhung der Mehrwertsteuer auf 19 % zusätzlich Sondereffekte im Bereich 

des privaten Konsums hervor. Zum ersten Mal seit 1996 ging das Wirtschaftswachstum in 

Deutschland mit einer steigenden Zahl der Erwerbstätigen einher. 

Von den guten internationalen und nationalen Rahmenbedingungen konnte auch die sachsen-

anhaltinische Wirtschaft profitieren. Dies zeigt sich am Bruttoinlandsprodukt, welches im 

Jahr 2006 real um 1,8 % und in 2007 um 2,1 % wuchs (vgl. Abbildung 4-1.) 6  

 

Abbildung 4-1: Veränderung des Bruttoinlandsprodukts zum jeweiligen Vorjahr, preis-
bereinigt und verkettet 2001-2007 
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Quellen: Statistische Ämter der Länder, Statistisches Landesamt Baden-Württemberg (im Auftrag der Herausgebergemein-

schaft). 

                                                 

6Berechnungsstand: März 2008; BIP-Zahlen für 2007 sind auf vorläufigem Berechnungsstand. Aufgrund zusätzlicher Kennzah-
len (u.a. Kostenstrukturerhebung) muss sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene mit Korrekturen gerechnet werden.  
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Der Hauptimpuls für die Wirtschaft in Sachsen-Anhalt ging vom Verarbeitenden Gewerbe 

aus, das etwa ein Fünftel der Wirtschaftsleistung des Landes erbrachte. Die positive Entwick-

lung der sachsen-anhaltinischen Wirtschaft schlug sich in 2006 auch auf die Zahl der Er-

werbstätigen nieder. Während diese in der Vergangenheit stagnierte bzw. leicht rückläufig 

war, wurden im Jahr 2006 erstmals seit 1995 mehr Erwerbstätige verzeichnet als im Jahr zu-

vor (vgl. Abbildung 4-2).  

 

Abbildung 4-2: Anzahl der Erwerbstätigen mit Arbeitsort in Sachsen-Anhalt (in 1.000)  
2001-2007 

 

1.039,6 1.022,1 1.007,8 1.004,7 989,7 992,9 1.004,0

0

200

400

600

800

1.000

1.200

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007

isw-Grafik

 
Quelle: Arbeitskreis „Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der Länder“, Hessisches Statistisches Landesamt (im Auftrag 

der Herausgebergemeinschaft - Rechenstand: August 2007). 

Im Jahr 2007 stieg die Nachfrage nach Gütern der Industrieproduktion auch im Inland deut-

lich an. Gebremst wurde das Wachstum jedoch durch eine verminderte Kauflust, die Folge 

der Mehrwertsteuererhöhung war. Diese hatte wie oben beschrieben 2006 zu Vorzieheffekten 

geführt. Zusätzlich war im 4. Quartal 2007 in allen Wirtschaftsbereichen aufgrund der sich 

abkühlenden Weltwirtschaft ein Rückgang erkennbar. 

In Sachsen-Anhalt konnte vor allem das Verarbeitende Gewerbe ein kräftiges Wachstum er-

zielen. Der Grund für das dennoch im Vergleich zum Bundesdurchschnitt verhaltene Wachs-

tum in Sachsen-Anhalt lag insbesondere in der schwachen Entwicklung im Bereich der priva-

ten und öffentlichen Dienstleister. In diesem Bereich der privaten und öffentlichen 

Dienstleister, der zu über einem Viertel zum Bruttoinlandsprodukt Sachsen-Anhalts beiträgt, 



 
67 

sank die reale Bruttowertschöpfung um 2,3 %. Ursachen hierfür waren vornehmlich die von 

der öffentlichen Hand geplanten und durchgesetzten Personaleinsparungen.7 

Für 2008 muss mit einer weiteren Abkühlung der Weltkonjunktur und damit einhergehenden 

eher wachstumshemmenden Einflüssen auf die deutsche Wirtschaft gerechnet werden. Haupt-

gründe hierfür sind die Turbulenzen auf den Finanz- und Rohstoffmärkten sowie ein starker 

Euro, der insbesondere die exportorientierte deutsche Wirtschaft dämpft. 

Der weiterhin erwartete leichte Aufschwung soll durch den privaten Konsum getragen wer-

den. Hierzu sollen die günstige Arbeitsmarktentwicklung und die anziehenden Löhne beitra-

gen. Jedoch wird der private Konsum durch hohe Preissteigerungen im Energie- und Lebens-

mittelsektor belastet, die die Lohnzuwächse bereits kompensiert haben. 

Trotz der schwierigen internationalen Rahmenbedingungen errechneten die statistischen Lan-

desämter für die neuen Bundesländer in der ersten Jahreshälfte 2008 im Vergleich zum Vor-

jahreszeitraum ein Wachstum von 1,8 %. Wie bereits in den Vorjahren kam der Hauptimpuls 

für das Wachstum aus dem Bereich des Verarbeitenden Gewerbes, damit steht das Wirt-

schaftswachstum weiterhin auf stabilem Grund.8 

 

4.2 Arbeitsmarktlage 

Ein für den Wohnungsmarkt wesentlicher Faktor ist die Situation auf dem Arbeitsmarkt. Eine 

hohe Arbeitslosigkeit verringert die in einer Region erzielbaren Mieten gleich in zweifacher 

Hinsicht: einerseits ist die Fähigkeit zur Mietzahlung in akut von Arbeitslosigkeit betroffenen 

Haushalten verringert, andererseits führen Verunsicherungen bei den Erwerbstätigen aufgrund 

hoher Arbeitslosigkeit im Umfeld zu einer geringeren Nachfrage nach teurem Wohnraum. 

Die wirtschaftliche Belebung hat am sachsen-anhaltinischen Arbeitsmarkt im Berichtszeit-

raum deutlich für Entspannung gesorgt. So sank, nach Angaben der Regionaldirektion Sach-

sen-Anhalt-Thüringen der Bundesagentur für Arbeit die Zahl der arbeitslos gemeldeten Per-

sonen im Jahr 2006 um 26.600 auf rund 232.000 Personen. Dies entspricht einem deutlich 

überdurchschnittlichen Rückgang um 10,3 % (Deutschland: -7,7 %; Neue Bundesländer: -8,3 

%). Die durchschnittliche Arbeitslosenquote, bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen, sank 

auf 18,3 % (2005: 20,2 %). Auch im Jahr 2007 konnte ein weiterer Rückgang der Arbeitslo-

senzahl um 29.800 und eine Arbeitslosenquote von 16,0 % verzeichnet werden9. Das war die 

                                                 

7 Pressemitteilung des Statistischen Landesamtes Sachsen-Anhalt, 27.03.2008. 
8 Zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses des vorliegenden Berichtes waren die Auswirkungen der aktuellen Finanzkrise 

noch nicht absehbar. Geänderte Prognosen für die wirtschaftliche Entwicklung lagen noch nicht vor. 
9 Die Berechnungen der Bundesagentur für Arbeit (Stand Februar 2008) beziehen sich überwiegend auf Hochrechnungen. 

Mit Korrekturen muss noch gerechnet werden. 
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geringste jahresdurchschnittliche Arbeitslosigkeit in Sachsen-Anhalt seit 1992. Jedoch sind 

deutliche regionale Unterschiede in den Arbeitslosenzahlen erkennbar (vgl. Karte 3). Die 

niedrigsten Quoten wurden für den Bördekreis mit 11,8 % und den Kreis Jerichower Land mit 

13,8 % errechnet. Die höchsten Arbeitslosenquoten verzeichneten der Landkreis Mansfeld-

Südharz (21,2 %) und Stendal (19,7 %). Weiterhin auffällig ist, dass der Anteil der langzeit-

arbeitslosen ALG-II-Empfänger mit durchschnittlich 71,6 % sehr hoch liegt. In den drei kreis-

freien Städten betrifft dies mehr als Dreiviertel der Arbeitslosengeldempfänger. 
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Karte 3: Arbeitslosenquote und Anteil der Empfänger von Arbeitslosengeld I und Ar-
beitslosengeld II nach Landkreisen zum 31.12.2007 

 
Kartengrundlage: esri, Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Darstellung: isw Institut. 


